Freitag, 4. Juni 1993 ° 


Das Mordattentat von Solingen 
hat innerhalb von wenigen Tagen 
bewiesen, was des empirischen Be- 
weises keinesfalls bedurfte, son- 
dern logisch vorhersehbar war und 
von vielen KritikerInnen der ‚‚neu- 
en Asylgesetzgebung‘ warnend 
vorausgesagt worden war: Die vier 
Tage vor dem Mord vom Bundestag, 
beschlossene Totalabschottung der 
BRD gegen Flüchtlinge nimmt den 
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Ausländerfeinden nicht ‚den Wind 
aus den Segeln“, wie Politiker 
immer wieder gern formulierten. 
Jeder Versuch, Ausländerfeind- 
lichkeit und andere Formen faschi- 
stischer Politisierung in der BRD 
mit den speziellen Problemen der 
Zuwanderung von Asylsuchenden 


in einen ursächlichen Zusammen- 
hang zu bringen, ist von vornherein 


demagogisch und geht völlig am 


Wesen der Sache vorbei. Wer so 
argumentiert, gesteht den Mord- 
brennern und Totschlägern zu, daß 
sie eigentlich etwas Richtiges wol- 
len, aber sich nur in der Wahl der 
Mittel sehr vergriffen haben. Wenn 
deutsche Jugendliche türkische 
Familien angreifen, die zum Teil 
schon vor ihrer eigenen Geburt ia 
die BRD eingewändeit sind, dam 
hat das eben mit „Asylantenflut“ 


Der Neorassismus der Neuen Rechten 
Ideologische Modernisierung des Konservativismus 


Wenn sich ein rechtsextremer Theo- 
retiker den Slogan zu eigen macht 
— „Liebe Ausländer, laßt uns nicht 
mit diesen Deutschen allein!“ 
reibt sich der links denkende 
Mensch verwundert die Augen. Bei 
näherem Hinsehen lösen sich die 
scheinbaren Unvereinbarkeiten al- 
lerdings auf. Aus neu-rechter Sicht 
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Liebe Abonnentinnen ! 


Ab dem 1. Juli gelten die neuen 
fünfstelligen Postleitzahlen. 

Deshalb unsere Bitte: Falls an 
Eurer Adresse etwas falsch ge- 
schrieben sein sollte, teilt uns bitte 
so schnell wie möglich die richtige 
Schreibweise mit, vereinfacht 
uns die Umstellung der Postleitzah- 
len! Eure neue Postleitzahl braucht 
Ihr uns nicht zu schreiben, die 
stellen wir automatisch um 


es 


verkörpert mancher türkische Im- 
migrant hehre Ideale: Beharren auf 
kultureller Identität, Familiensinn, 
Vaterlandsliebe, nationale Opferbe- 
reitschaft. In Anpassung an den 
Zeitgeist ersetzen die Rechten das 
diskreditierte Wort „‚Rasse‘“ durch 
„Kultur“. Einige von ihnen versu- 
chen gar, den Begriff der „‚multikul- 
turellen Gesellschaft‘ vonrechts her 
zu besetzen. 

Ihr Bekenntnis zur „Gleichbe- 
rechtigung der Kulturen“ ist aller- 
dings scheinheilig. „Alles läuft auf 
Ausschluß im Namen der Toleranz, 
Apartheid im Namen des Rechts auf 
Differenz hinaus“, schreibt unser 
Autor, der sich detailliert mit der 
modernisierten Ideologie der Neuen 


Rechten auseinandersetzt. Ihrendif- 
ferentialistischen Rassismus kenn- 
zeichnet er als „‚das Produkt einer 
genauen Kenntnis des Antirassis- 
mus und seiner Widersprüche“. 
Ausgearbeitet wurde er von der 
Denkfabrik GRECE der französi- 
schen Nouvelle Droite, die ihrer- 
seits in der Tradition der deutschen 
„‚konservativen Revolutionäre‘ der 
20er Jahre steht. Komplettiert wird 
das neu-rechte Weltbild durch An- 
leihen bei Theoretikern der Linken, 
namentlich Althusser und Gramsci. 
Von letzterem übernehmen die 
Rechten die Erkenntnis, daß die 
ideologische, die kulturelle Hege- 
monie der Erringung politischer 
Macht vorausgeht. Seite 36 
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Asylprotektorat Polen 


Als Ausdruck „‚deutscher Vorherr- 
schaft“ und als „„Degradierung Po- 
lens zueinem Pufferstaat“ wurde im 
polnischen Parlament die mit der 
neuen deutschen Asylregelung zu- 
sammenhängende und von der BRD 
erpreßte Verpflichtung bezeichnet, 
jeden Asylsuchenden, der von dem 
„sicheren Drittland“ Polen aus in 
die BRD einreist, „‚zurückzuneh- 


men“. Die Polen zugesagten 120 
Millionen DM, so ist es in dem 
Jüngsten Abkommen geregelt, sol- 
len vor allem dazu verwendet wer- 
den, die polnischen Grenzen tech- 
nisch zu perfektionieren, d.h. 
Flüchtlinge aus den GUS-Staaten 
oder Rumänien in ihren Ländern 
festzuhalten, sie in Elend, Krisen 
und Krieg zu belassen. Seite 7 


und „Asylmißbrauch“ nicht das 
allergeringste zu tun, sondern zeigt 
generellen Haß gegen Nicht-Deut- 
sche. Hinzu kommt eine unglaub- 
lich niedrige Hemmschwelle ge- 
genüber der Vernichtung von Men- 
schenleben, die auf ein allgemeines 
Versagen pädagogischer und sozia- 
\ex. Strukturen in diesem Land hin- 
weıst. 


Fortsetzung auf Seite 4 


„Angst und bange“ wird es der 
Genossin „Rosa Luxemburg“, 
wenn sie die Stellungnahmen zur 
Kenntnis nimmt, mit denen die 
veränderte Politik der RAF be- 
gründet wird. Denn die meisten 
Argumente, so schreibt sie in ihrer 
Abhandlung, kenne sie bereits aus 
ihrem Kampf gegen Eduard Bern- 
stein und anderen. Bekannterma- 
ßen warBernstein dertheoretische 
Kopf dersich am Ende des vorigen 
Jahrhunderts in der SPD erfolg- 
reich entwickelnden Strömung 
des Reformismus, welcher den 
Kampf um den Sozialismus für 
den Sankt Nimmerleinstag aufzu- 
sparen gedachte und sich statt 
dessen lieber den im Kapitalismus 
möglichen Verbesserungen wid- 
men wollte. „Realpolitik“ ist der 
dafür heute übliche Begriff, derim 
übrigen auch schon fast andert- 
halb Jahrhunderte auf dem Buckel 
hat. 

Daß dies ebenfalls die letztliche 


„Rosa Luxemburg‘ kritisiert 
Reformismus der RAF 


Der Skandal als politisches Schlafmittel S. 14 


Jugoslawien: 


Muslime am Ende? 


Gegen den Willen der Regierung in 
Sarajewo, der Vertreter arabischer 
Staaten und anderer Länder der 
Dritten Welt hat der UNO-Sicher- 
heitsrat Anfang Juni beschlossen, 
sechs hauptsächlich von Muslimen 
bewohnte Städte Bosniens zu 
„Schutzzonen“ zu erklären. Es han- 
delt sich um Gebiete, die schon seit 
Monaten von serbischen Truppen 
eingeschlossen sind und nur noch 
mit Hilfe von UNO-Konvois ver- 
sorgt werden können. 

Warum widersprechen ausge- 
rechnet muslimische Politiker einer 
Entscheidung, die angeblich Musli- 
me unter internationalen Schutz 
stellt? Ihr Einwand ist, daß sich 
hinter dem schönklingenden Kon- 
zept eine von den Großmächten 
garantierte Verfe- 
stigung der heuti- 
gen Situation ver- 
birgt, das heißt der 
Vertreibung der 
Muslime aus vielen 
Städten und Regio- 
nen, sowie der fak- 
tische Aufteilung 
von Bosnien-Her- 
zegowina unter 
Serben und Kroa- 
ten. 

Da die Groß- 
mächte daran fest- 
halten, daß es in 


Konsequenz der neueren Erklä- 
rungen der RAF, aber auch der 
Äußerungen von Gefangenen 
oderausder autonomen Szenesein 
könnte, befürchtet „Rosa Luxem- 
burg“ - ein naheliegendes Pseud- 
onym, denn in dem dem ak zur 
Verfügung gestellten Text wird die 
damalige Kritik Luxemburgs an 
Bernstein ausführlich wiederge- 
geben und mit der aktuellen Dis- 
kussion um die RAF konfrontiert. 
Wir veröffentlichen die erste Hälf- 
te des „‚Offenen Briefes von Rosa 
Luxemburg an die RAF, die RZ 
sowie die autonome und antiimpe- 
rialistischeBewegung‘“ abS.33 


Vom Wehrdorf 
zum Heimatdorf? 


Die Hafenstraße 
im Wandel der Zeiten 


Droht ein russischer 
Faschismus? 


Eine seltsame Koalition hatsich als Opposition | 
gegen die gemäßigt reformerische Regierung 
von Präsident Jelzin gebildet: Rechtsradikale 
aufdereinenund Anhänger des Sowjetsystems 
auf der anderen Seite haben sich zusammenge- 
funden. Droht Rußland eine Rechtse ntw ick - 
lung? Eine Analyse von Kai Ehlersauy 


Karlsruher Embryonenschutz 


Das höchste Männergericht des 
Landes hat für Recht erkannt: „„Das 
grundsätzliche Verbot des Schwan- 
gerschaftsab- 
bruchs und die 
grundsätzliche 
Pflicht zum Aus- 
tragen des Kin- 
des sind zwei 
untrennbar ver- 
bundene Ele- 
mente des ver- 
fassungsrecht- 
lich gebotenen 
Schutzes.‘ Der 
Urteilsspruch, 
der Abtreibun- 
gen für rechts- 
widrig, aber 
nicht strafbarer- 


f 


klärt, wird dazu führen, daß schät- 


zungsweise 80% der Abbrüche 
nicht mehr von den Krankenkassen 
bezahlt werden. Nach dem Gesetz 
des 


„freien Marktes‘ dürften die 


Preise für Abtreibungen kräftig an- 
ziehen. Darüberhinaus erleichtert 
das Karlsruher Urteil den selbster- 
nannten „Le- 
bensschützern“ 
das Geschäft 
und ermutigt 
sie, ihre lärmen- 
den Kampa- 
gnen für das 
„ungeborene 

Leben“ noch 
hemmungsloser 
fortzusetzen. 

Erst kürzlich 
nahm der CDU- 
Bundestagsab 

geordnete Jäger 
dabei Schützen- 
hilfe der rechts- 
extremen Zeitschrift „Junge Frei- 
heit“ in Anspruch. Das Blatt war im 
April mit der ‚‚Enthüllung“ erschie- 
nen, daß die „Abtreibungslobby 
von der Stasi gelenkt“ werde. S.11 


Jugoslawien keine Intervention mit 
Boden-Kampftruppen geben soll, 
istdas Wort von den „‚Schutzzonen“ 
tatsächlich nur leeres Gerede. Eine 
Verstärkung der UNO-Bauhelme 
um rund 10.000 Mann ist dafür 
vorgesehen, aber selbst minimale 
Einschätzungen nehmen für eine 
militärische Intervention eine Min- 
destzahl von 100.000 Mann an. 
Gemeint ist mit dem Sicherheits- 
ratsbeschluß bestenfalls die Ge- 
währleistung eines geordneten Ver- 
laufs der absehbar gewordenen Ka- 
pitulation der Muslime. 

Steht Jugoslawien zwei Jahre 
nach Beginn des Bürgerkriegs vor 
einem Ende der Kämpfe und vor 
einer Neugruppierung der Kräfte? 

Seite 21 
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Putsch und wieder Putsch— der 
Staatsstreich des inzwischen 
ins Ausland geflohenen zivilen 
Staatspräsidenten Serrano ist 
Ausdruck der Krise, in die der 
Versuch des institutionalisierten 
Übergangs von der Militärdikta- 
tur zu zivileren Formen der 
Unterdrückung geraten ist — 
nicht nurin Guatemala. Seite 26 


Seit Anfang Aprilsind Westbank 
und Gazastreifen hermetisch ge- 
gen Israel abgeriegelt. Palästi- 
nensische ArbeiterInnenkönnen | 
nicht anihre Arbeitsplätze gelan- | 
gen, die LandwirtInnen in den | 
besetzten Gebieten ihre Produk- 
te nicht nach Israel liefern. Der 
palästinensische Ökonom Adel 
Samara schildert die wirtschaft- 
lichen Folgen der Abriegelung 
im Gazastreifen. Seite 23 


Noch imnachhinein befällteinen 
das Entsetzen: Südafrika war im 
Besitz der Atombombe! Das 
Know-how stammte aus — der 
BRD! Nicht auszudenken, was 
passiert wäre, hätten sich die 
Rassisten ernsthaft bedroht ge- 
fühlt. 1987 war es fast soweit: Im 
Krieg gegen Angola wurde ein 
Einsatz vorbereitet. Seite 25 


ElSalvador 


Die Entwicklung zweier Strö- 
mungen innerhalb der FMLN 
führt nun auch in konkreten 
politischen Situationen zu unter- 
schiedlichem Vorgehen. Wäh- 
rend die einen auf den Konsens 
mit den Herrschenden setzen, 
halten die anderen an der Not- 
wendigkeit einer gesellschaftli- 
chen Umwälzungfest. Seite 28 
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Über 100.000 Kurden und Kurdinnen 
kamen am Pfingstsamstag zu einer euro- 
paweiten Demonstration nach Bonn. Acht 
kunlische Organisationen hauen dazu auf- 
gerufen. Zeitgleich wurde in Stockholm 
und London demonstriert. Mit dabei wa- 
ren auch einige kleinere linke türkische 
“ Organisationen. 


Hintergrund war der am 17. März von 
der kurdischen Arbeiterpartei PKK ausge- 
sprochene einseitige Waffenstillstand. In 
der Zwischenzeit geht der Krieg der 
türkischen Armee und Regierung gegen 
die KurdInnen aber weiter. Seit 17. März 
fielen ihm 128 KurdInnen und 6 Dörfer 
zum Opfer. 


Mit der Demonstration sollte der Ruf 
nach nationalen und demokratischen 
Rechten des kurdischen Volkes verstärkt 
werden. Adressaten waren neben der 
türkischen und bundesdeutschen Regie- 
rung auch die in der BRD lebenden 
Kurden und Kurdinnen. Beschämend bei 
dieser Demonstration, die ständig zwi- 
schen kämpferischem Pathos und Volks- 
festcharakter schwankte, waren lediglich 
die Beteiligung und Beiträge der deut- 
schen Linken. Während noch wenige Tage 
vorher am Tag X weit über 10.000 
Deutsche Männer und Frauen für Auslän- 
derInnen in Bonn auf die Straße gingen, 
waren es jetzt nur wenige 100, die mit 
KurdInnen demonstrierten. 


Foto: Florian Schmaltz 
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Die Redebeiträge aus deutscher Sicht 
(Hans Brandscheidt — medico internatio- 
nal; Siegfried Martsch — MdL-NRW Die 
Grünen) paßten sıch qualitativ dem quan- 
Gtativen Niveau an. Nett, formal korrekt 

aber zum Einschlafen langweilig. Eine 
Rede zu- halten ist eben mehr als ein 
Vorlesewettbewerb in Geschichte. Kein 
Wort zum penetranten Abseitsstehen der 
deutschen Linken; kein Wort zu dem 
immer noch wegen angeblicher Kuriertä- 
tigkeit für die PKK in der Türkei inhaftier- 
ten Stephan Waldberg. Es mutet merk- 
würdig an, KurdIrfnen als deutscher Lin- 
ker zu erzählen, was alles an Grausamkei- 
ten in ihrer Heimat passiert. 


Wie es anders geht, zeigte Hatip Dicie 
von der „Partei der Arbeit des Volkes“ 
(HEP), der einer der wenigen kurdischen 
Abgeordneten im türkischen Parlament 
ist. Sein Auftritt war in Sachen Dramatur- 
gie und Ausstrahlung der Höhepunkt des 
Nachmittags. Als er ans Mikro trat’und 
völlig ohne Redemanuskript sein rhetori- 
sches Feuerwerk abbrannte hörte das 
Herumwandern auf dem Bonner Hofgar- 
ten auf. Seine Beliebtheit hat weniger 
romantische Züge, sondern ist vielmehr 
seiner Standfestigkeit geschuldet. Wieder- 
holt mußte er sich bereits im türkischen 
Parlament als Terrorist beschimpfen las- 
sen. Zur Zeit wird versucht, seine Partei zu 
verbieten. Er forderte die türkische Regie- 


mengefaßt: 


Der ernste Hintergrund des Ganzen, kurz zusam- 


— IG Farben in Abwicklung (oder in Liquida- 
tion) gibt es immer noch, obgleich als NS- 
Kriegsverbrecherfirma verurteilt. „entflochten“ 
und zur Selbstabwicklung verpflichtet. Doch 
dies ist mehr als 40 Jahre her, wen kümmert’s? 


— Die Nachfolgefirma, genauer: eine der 
Nachfolgefirmen, des NS-Konzerns, der u.a. in 
Auschwitz produzieren ließ und das Programm 
„Vernichtung durch Arbeit“ mit entwickelte, 
aber auch am Zyklon B für die Gaskammern 
verdiente, hat noch nie freiwillig auch nur einen 
Pfennig an die überlebenden Opfer der faschisti- 
schen Konzentrationslager gezahlt. 


IG Farben Aktionärsversammlung 1992 


rung auf, das Waffenstillstandsangebot der 
PKK anzunehmen und begrüßte die Ein- 
heit der kurdischen Organisationen. Für 
ihn ist jeder Kurs und jede Kurt schun 
ein Teil des großen Ziels „Kurdistan“. 
Disle vermied es in seiner Rede, die PKK 
namentlich ‚zu. erwähnen, betonte aber 
ausdrücklich, daß die Gefallenen für die 
Freiheit Kurdistans gekämpft hätten. 

Es fiel auf, wie wenig Bilder vom 
großen Boß der noch größeren PKK, 
Abdullah Ocalan (,,Apo“) zusehen waren. 
Die ursprünglich geplante Standleitung 
zum großen Boß kam dann zuguterletzt 
doch nicht zustande. Die Grußbotschaft 
von Ocalan wurde von Kani Yilmen von 
der Nationalen Befreiungsfront Kurdi- 
stans (ERNK) verlesen. Überhaupt trat die 
PKK auf dieser Demonstration nur sehr 
behutsam in Erscheidung. Vielleicht war 
dies dem Bündnis mit den anderen kurdi- 
schen Organisationen geschuldet. 


Die Resonanz der Medien paßte sich 
dem Interesse der deutschen Linken an: 
desinteressiert; insgesamt wenig Journali- 
sten für ein Ereignis dieser Größenord- 
nung. Die Linke hat wohl nur Interesse an 
der so gerne zitierten „Selbstorganisation“ 
von Flüchtlingen, wenn sie sich selber 
dabei im Mittelpunkt sieht. 


Roland Röder, 
AKTION 3, WELT Merzig-Wadern 


Protest gegen IG Farben! 
Am 16. Juli in Frankfurt 


Alle Jahre wieder tagen sie in Frankfurt am 
Main, die alten und neureichen Aktionärinnen 
und Aktionäre der 1.G. Farben in Abwicklung. 
Und alle Jahre wieder, und die letzten Jahre 
verstärkt, kommen kritische AktionärInnen und 
AntifaschistInnen nach Frankfurt am Main, um 
diesem ekelhaften Spektakel wenigstens ein 
wenig in die Suppe zu spucken. 


— Große Aktivitäten hingegen entwickelt der 
kleine Konzern jedoch seit dem Mauerfall; 
Dutzende von Anträgen auf „Entschädigung“ 
bzw. Wiederherstellung der alten Besitzverhält- 
nisse sind in den neuen Bundesländern gestellt. 
IG Farben will die Grundstücke und Firmen 
wiederhaben, die vom „Unrechtsstaat DDR“ 
enteignet wurden. Juristisch wird dies wohl 
gelingen, und wer interessiert sich schon für 
Moral, wenn's ums Geld geht, um Millionen? 


Im nächsten ak dazu ein Hintergrundbericht. 


Alle ak-LeserInnen aber, die einmal sehen 
möchten, wie Scharfschützen und Sonderein- 
satztruppen der Frankfurter Polizei eine Aktio- 
närsversammlung dieses eindeutig belasteten 
Konzerns schützen, sind herzlich eingeladen, am 
16. Juli 1993 nach Frankfurt zum Steigenberger- 
Hotel zu kommen. 


Es wird voraussichtlich wieder ein Bündnis 
der Protestierenden geben, das sich in den 
vergangenen Jahren - aus VertreterInnen des 
Auschwitz-Komitees, der Grünen, der VVN, des 
DGB und autonomer sowie linker Zusammen- 
hänge gebildet hat. . 


Ein dem ersten Anschein nach harmloses 
Dementi des Konkret-Herausgebers Her- 
mann Gremliza in der taz vom 15.4.93 
bringt Erstaunliches ans Tageslicht. Die 
Geschichte beginnt mit dem Artikel von 
Lutz Taufer in der taz vom 10.4.93 


HermannL. Gremliza 


anläßlich des 25. Jahrestages des Atten- 
tates auf Rudi Dutschke. 

Lutz Taufer beschreibt die über die 
politischen Gräben hinwegreichende So- 
lidarität des Genossen Dutschke, der 
nicht nur am Grab von Holger Meins die 
Faust hob und den diskussionsträchtigen 
Satz „Holger, der Kampf geht weiter!“ 
sagte, sondern auch den Eltern von 
Günter Sonnenberg, nach dem dieser mit 
einer schweren Kopfschußverletzung 
festgenommen worden war, seine Hilfe 
anbot. , 

Er kontrastiert genau dieses Verständ- 
nis von Solidarität u.a. mitdem Verhalten 
von Christian Semler, einem der beiden 
damaligen Chefs der KPD/AO, der im 
Herbst 74 den Abdruck der Erklärung der 
sich im Hungerstreik befindenden politi- 
schen Gefangenen gegen Isolationshaft 
und für die Gleichstellung mit allen 
anderen Gefangenen in der Roten Fahne 
verweigert hatte. 

Und er nennt Hermann Gremliza, der 
in Konkret in eben diesem Artikel dazu 

aufgerufen hatte, mit der Polizei gegen 
die RAF zusammenzuarbeiten. Tja, und 
hier passiert Lutz Taufer, der den Artikel 
für die taz in seiner Zelle im Hochsicher- 
heitstrakt in Celle schrasbt, dann der 
verhängnisvolle Fehler. Er nennt als 
Quelle für Gremlizas Aufruf die Kon- 
kret-Ausgabe von August 1977. 


Ein scheinheiliges 


jementi 


Gremlizas Dementi in der taz vom 
15.4.93 behauptet dann, daß die Aussage 
von Lutz Taufer gleich „doppelt falsch‘ 
sei. Weder habe er zur Zusammenarbeit 
mit der Polizei aufgerufen, noch gäbe es 
so einen Artikel in der Konkret-Ausgabe 
vom August 1977. Schlitzohrig verweist 
er auf einen Artikel im November-Heft 
1977, der vielleicht gemeint sein könnte. 
Hier aber würde er keineswegs zur 
Zusammenarbeit mit der Polizei aufru- 
fen, sondern in einem Postscriptum 
seines Artikels ‚Der Preis von Mogadi- 
schu“ nur den „„Ganovenstandpunkt ei- 
nes bekannten bürgerlichen Publizisten“ 
angreifen. 

Die in linken Auseinandersetzungen 
erfahrenen LeserIn überlegt spätestens 

jetzt, daß ein Quellenstudium höchst 
interessante Ergebnisse bringen würde 
— aber die Äonkret-Ausgaben von 1977 
stehen nur noch in wenigen Bücherrega- 
len. : 

Wie sich dann aus dem Leserbrief von 
Lutz Taufer vom 22.4.93 ergibt, ist ihm 
bei der Datumsangabe ein Fehler unter- 
laufen, er bezog sich auf die Konkret- 
Ausgabe vom Mai 1977 — unwahr- 
scheinlich, daß Herr Gremliza sich gera- 
de an diesen Artikel nicht mehr erinnern 
kann. Aber um seiner Erinnerung nach- 
zuhelfen und für die ak-LeserInnen das 
Geheimnis zu lüften, dokumentieren wir 
die entsprechende Passage. In dem Arti- 
kel,, Trauer um Buback?“ schrieb Grem- 
liza: „Diese Politik (gemeint ist die Re- 
pressionspolitik des Staates, Anm. ak) lebt 
davon, daß die Terroristen nicht ausster- 
ben. Anderes hat sie nicht zu fürchten. 
Schüsse wie die von Karlsruhe machen 
sie nur stärker. Wer das verhindern will, 
muß bereit sein, den Damen und Herren 

Terroristen auch dann das Handwerk 
legen, wenn er verstehen kann, warum 
sie es geworden sind. Dazu gehört: jeden 
Waffenfund anzuzeigen, jeden Paßdieb- 
stahl zu melden, jeden Unterschlupf zu 
verweigern, den letzten Rest einer Soli- 
darität, die diese Bombenleger selbst nie 
geübt haben, zu entziehen. Nichts trifft 
die Reaktion härter als das Abhanden- 


fartı 


kommen solcher ‚Gegner‘. 


} Foto: Roland Röder 
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Eigentumsvorbehalt: Nach diesem 
Eigentumsvorbehalt ist die Zeitschrift 
so lange Eigentum des Absenders, bis 
sie dem Gefangenen persönlich ausge- 
händigt Luorden ist, „Zur-Habe- Nah- 
me“ ist keine Aushändigung im Si 
des Vorbehalts. Wird die Zeitschr 
dem Gefangenen nicht Persönlich aus- 
gehändigt, ist sie dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzusenden. Die Auflage hat teil- 
weise eine Beilage. 


Spendenkonto; 
einrich Eckhoff, PGiroA HH 
Kt.Nr.: 464584-204, BLZ 200 100 20 
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Der folgende uns zugesandte Text setzt 
sich mit den neueren Diskussionen um 
die Bestimmung revolutionären Kampfes 
in der BRD auseinander. Dies geschieht 
entlang der von Rosa Luxemburg um die 
Jahrhundertwende geführten Auseinan- 
dersetzung mit dem erstarkenden Refor- 
mismus in der SPD. 

Wir veröffentlichen in dieser Ausgabe 
gut die Hälfte des Textes. Der restliche 
Teil, der die Polemik hauptsächlich ent- 
lang einer Betrachtung grüner Realpolitik 
führt, erscheint in ak 356. 


Liebe Freundinnen 
und Freunde, 


mir wird Angst und Bange, wenn ich mir 
Eure Begründung beispielsweise dafür, 
daß die RAF bewaffnete Aktionen allen- 
falls noch „als ein Moment des Zurück- 
drängens“ des Staates, aber „nicht als 
weitere Strategie‘ (1) will, durch den Kopf 
gehen lasse, 


Mißstand oder Prinzip? 


Nicht, daß Ihr den deutschen Staat, der 
meine Ermordung mitzuverantworten hat, 
etwa so emanzipatorisch fändet. Nein, 
die meisten von Euch wissen und kritisie- 
ren, daß der deutsche Imperialismus den 
Ersten und den Zweiten Weltkrieg entfes- 
selt hat; wissen um die Niederschlagung 
der November-Revolution 1918; wissen 
um Notstandsgesetze, Berufsverbote und 
Deutschen Herbst; wissen um die Um- 
strukturierung der Bundeswehr für Inter- 
ventionen im Ausland, die Abschaffung 
des Asylrechts, die $ 218-Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts und vie- 
les anderes mehr. Ja, Ihr kritisiert das. 
Nur wollt Ihr offensichtlich nicht (mehr) 
wahrhaben, daß diese von Euch abge- 
lehnten „konkreten Mißstände“(2) Keine 
Unglücksfälle sind und waren. Sie sind 
vielmehr im Prinzip bürgerlicher Staats- 
politik enthalten. Und dieses Prinzip wird 
gegenwärtig bei Euch von wichtigen 
Leuten salonfähig gemacht. Ich werfe 
Euch nicht vor, daß Ihr neu über Eure 
Inhalte und Strategien diskutiert — das ist 
aus vielerlei Gründen notwendig —, son- 
dern daß Ihr das in einer Weise tut, die 
erkennen läßt, wie sehr Ihr die Logik 
dieser „Realpolitik“ bereits zur Grundlage 
Eurer Politik gemacht habt. 
Beispielsweise, wenn die RAF es ab- 
lehnt (und die „Interim“ diese Ablehnung 
begrüßt), zwischen ‚revolutionär“ und 
„reformistisch“ zu unterscheiden. (3) Bei- 
spielsweise, wenn eine RZ in ihrer Selbst- 
auflösungs-Erklärung schreibt, daß ihre 
„Praxis (...) nie auf irgendeine Machtfra- 
ge“ gezielt habe, und diese Haltung auch 
im Nachhinein als positives und auszu- 
bauendes Element ihrer bisherigen Politik 
bestimmt. (4) Beispielsweise, wenn selbst 
das sich weitgehend als kommunistisch 
verstehende Vorbereitungsplenum Eurer 
diesjährigen 1. Mai-Demo in Berlin 
schreibt, daß sich „historisch (...) auch 
revolutionäre Kämpfe immer an einigen 
wenigen zentralen — für sich genommen 
‚reformistischen‘ — Forderungen aufge- 
baut (haben) und nie an dem ‚Willen‘, nun 
der Revolution zuzustreben und eine 
völlig neue Gesellschaftsordnung aufzu- 
bauen“. (5) (Sicherlich, allein der revolu- 
tionäre Wille ist nicht entscheidend; aber 
ohne den Willen zum revolutionären Um- 
sturz auch keine Revolution.) Oder wenn 
das „Autonome 1. Mai Plenum“ — in 
Anbetracht Eurer Streitigkeiten in den 
letzten Wochen für mich recht überra- 
schend — ganz ähnlich formuliert: „Re- 
volution ist kein akademisch planbares 
Unternehmen, das in der Machtübernah- 
me gipfelt. Sie ist vielmehr(?) ein lebendi- 
ger Prozeß (...) Der Weg ist das Ziel.“ (6) 
Und als bisheriger Höhe-, besser gesagt: 
Tiefpunkt: Wenn Autonome einen Polizei- 
einsatz beklatschen — teils in der Illusion, 
daß die Bullen ‚unsere Arbeit“ erledigten, 
teils indem offen erklärten Wissen, daß die 
Bullen „ihre Arbeit“ machen: (7) also 
autonomer Beifall für die Verteidigung 
von „Recht und Ordnung“, „euer Hau- 
draufundschluß“ als Euer Noske (‚Einer 
muß den Bluthund spielen“)? Kein Wun- 
der deshalb, daß es in Hamburg eine 
„Initiative zur Befreiung der politischen 
Gefangenen“ gibt. denen die staatlich 
inszenierten Lichterketten „näher als 
manche ‚altbekannten‘ genossinnen und 
genossen“ sind, die den affirmativen Cha- 
rakter der Lichterketten kritisieren. (8) 
Fast bin ich geneigt zu glauben, daß die taz 
nicht lügt, wenn sie einen angeblichen 
Autonomen so zitiert: „, ‚Opposition heißt 
für mich, sich mit und nicht gegen die 
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Offener Brief von Rosa Luxemburg an die RAF, 
die RZ sowie die autonome und antiimperialistische Bewegung 
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Menschen zu wehren‘, meint Falko und 
fügt leise hinzu: ‚Stelldir vor, diese Linken 
regieren Deutschland.‘ “ (taz, 16.3.1993, 
S.5). 


Ein Streit um Wörter? 


Ihr meint, der Beifall für die Bullen am 1. 
Mai sei ja von anderen kritisiert worden 
und ansonsten sollte ich mich mal nicht so 
haben und mich nicht an einzelnen Wör- 
tern (Machtfrage — ja oder nein?) aufhän- 
gen? Ihr würdet Euer Ziel einer grundle- 
genden Veränderung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse nicht aufgeben, sondern 
nur einige Wörter fallenlassen, die durch 
eine sektiererische und/oder stalinistische 
Politik, die auch ich ablehnen würde, 
diskreditiert seien? 

Kommt mir bitte nicht mit solchen 
Ablenkungsversuchen — an Eurem Streit 
um die Neubestimmung Eurer Politik* ist 
von den Grundlinien der Argumentation 
her so gut wie nichts neu; die meisten 
Argumente kenne ich bereits aus meinem 
Kampf gegen Eduard Bernstein und ande- 
ren, denen es gelungen ist, die SPD auf 
eine Politik allenfalls schrittweiser Verän- 
derungen festzulegen. Dabei übersehe ich 
nicht, daß beispielsweise die RAF eine 
andere Praxis als Bernstein hat. Aber ich 
übersehe auch nicht, daß viele in Eurer 
Szene, deren eigene Praxis sich gar nicht 
so sehr von der Praxis Bernsteins unter- 
scheidet, die neue Politik der RAF gut 
finden. Und ich übersehe auch nicht, daß 
sich — wenn die frühe RAF recht damit 
hatte, daß es sich für Reformforderungen 
„nicht lohnt“, sich den mit dem bewaffne- 
ten Kampf verbundenen Risiken auszuset- 
zen (9) — eine Politik des militanten 
Reformismus nur begrenzte Zeit durch- 
halten läßt. Ihr wißt selbst am besten, wie 
viele in Eurer Szene einige Jahre lang 

äußerst militante Politik gemacht und sich 

dann aber zurückgezogen haben; ihren 
individuellen Frieden mit dem System 
gemacht haben, weil Militanz allein die 
fehlende revolutionäre politische Orien- 
tierung nicht ersetzen kann. 

Vielleicht versteht Ihr das besser, wenn 
ich Euch ein wenig von meinem Kampf in 
der SPD erzähle, den ich bekanntlich 
verloren habe, u.a. auch deshalb, weil 
selbst ich zu sehr den SPD-Phrasen von 
Gesellschaftsveränderung usw. geglaubt 
habe. 

Als ich 1898 mit 27 Jahren, aus Polen 
kommend, in die Sozialdemokratische 
Partei eintrat. war Eduard Bernstein gera- 
de dabei, dem Bedürfnis bestimmter sozi- 
aldernokratischer Abgeordneter und Ge- 
werkschaftsführer nach einer Revision der 
marxistischen Theorie Ausdruck zu ge- 
ben. Sie sollte das rechtfertigen, was 
Bernstein für „die bedeutungsvollsten 
Fortschritte auf dem Gebiet der Praxis des 
politischen, gewerkschaftlichen und ge- 
nossenschaftlichen Arbeiterkampfes“ 
hielt; (10) eine reformistische Theorie 
sollte einer reformistischen SPD-Praxis 
Legitimation verschaffen. Ihm voran ge- 
gangen war bereits im Jahre 1891 der 
bayerische SPD-Abgeordnete und Real- 
politiker** Georg von Vollmer, der eigent- 
liche Begründer des deutschen Reformis- 
mus. Mit seinen berühmten „Eldorado- 
Reden“ vom 1.6.1891 in München hatte er 
zwar einen Sturm der Entrüstung in der 
SPD ausgelöst, aber er konnte auf eine 
wachsende Anhängerschaft verweisen. 
Ahnlich wie in Eurer Diskussion Hanna 
Cash schon 1991 (mit ihrem Plädoyer für 
das „Offene“, für eine an „Werten“ und 
„Ethik“ orientierte Politik und ihrer Zu- 
rückweisung einer Kritik, die eine an der 
„Menschenwürde“ orientierte Politik als 
reformistisch charakterisiert, sowie ihrem 
Vorschlag für einen Tausch von Einstel- 
lung des bewaffneten Kampfes und Zu- 
sammenlegung der Gefangenen), hatte 
sich Vollmar für eine reformistische An- 
passung an das Bestehende*”* und damit 
für eine Unterwerfung unter die bestehen- 
den Verhälmisse stark gemacht. 


Die Konzentration auf die 
„praktische Tagespolitik“ 


Er hat das sehr schön philosophisch und 
methodologisch so verpackt: „„Gewiß hat 
der vorwärtsstürmende, alles niederwer- 
fende Gedanke sein Recht. Er ist notwen- 
dig, um (...) eine Idee rein darzustellen und 
für sie zu begeistern, ein Endziel anzuge- 
ben, das auf den wechselnden Wegen die 
Richtung weist. Und dieser Gedanke wird 
um so weniger Gegengewicht finden, je 
mehr man ihn ausschließlich auf das 
Gebiet der Theorie beschränkt und von 


der Fleischwerdung zurückhält. Die Tat 
aber, die Übertragung des Gedankens in 
die Wirklichkeit, überspringt die Hinder- 
nisse nicht so leicht und schnell. Bisweilen 
hat es ja wohl große Krisen gegeben, wo 
die Geschichte einen plötzlichen Ruck 
machte und einen Sprung zu tun schien. 
Im Allgemeinen aber findet ein langsames, 
organisches Entwickeln statt. (...) In dem 
Maße, in welchem wir einen unmittelba- 
ren Einfluß auf den Gang der öffentlichen 
Angelegenheiten gewinnen, haben wir — 
unter voller Aufrechterhaltung unsrer 
grundsätzlichen Bestrebungen — unsre 
Kraft auf die jeweils nächsten und drin- 
gendsten Dingen zu konzentrieren (...) 
Worauf es ankommt, das ist, daß wir — 
ohne unsre Endziele und den Zusammen- 
hang unsrer Forderungen im Mindesten zu 
vergessen — auch praktische Tagespolitik 
treiben“ (11) 

So mußte man damals auftreten, wenn 
man die „grundsätzlichen Bestrebungen“ 
für die reale = wirkliche Politik loswerden 
wollte.**** Bernstein spitzte diese Auffas- 
sung — ganz im Sinne Eures 1. Mai-Auf- 
rufes — mit seinem bekannten Spruch zu, 
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daß der Weg alles und das Ziel nichts sei. 
Auch Bernstein wollte damit, so sagte er 
jedenfalls, nicht ausdrücken, daß ihm die 
„endliche Durchführung sozialistischer 
Grundsätze‘ gleichgültig sei, sondern nur, 
„daß sich wichtige Epochen in der Ent- 
wicklung der Völker nicht überspringen 
lassen“. (12) 

Indem Vollmar für sich in Anspruch 
nahm, „unsre Endziele“ nicht ‚im Minde- 
sten zu vergessen“, aber zusätzlich „auch 
praktische Tagespolitik“ machen zu wol- 
len, unterstellt er uns, seinen KritikerIn- 
nen, wir würden keine Tagespolitik ma- 
chen (wollen) und bloß auf die Revolution 
warten. Wir wurden als idealistische Nar- 
ren abgekanzelt und des Verzichts auf 
reformerisch mögliche, praktische Erfolge 
bezichtigt. Wer dann in der November-Re- 
volution die Barrikaden praktisch vertei- 
digte und wer abwartete, oder gar aktiv 
gegen die Revolution Politik machte, 
brauche ich Euch nicht sagen; und wenn 
wir, meine GenossInnen und ich, bis dahin 
tatsächlich nur abgewartet hätten, dann 
hätte es die November-Revolution gar 
nicht erst gegeben. Selbst für die Beratun- 
gen im Reichstag hatte ich 1898 zugestan- 
den (was heißt zugestanden? Ich war und 
bin dieser Meinung), daß es bei Regie- 


rungsvorlage beispielsweise über die Mi- 
litärpolitik nicht ausreicht, ihnen nur „ein 
kurzes und nacktes Nein entgegen(zu)set- 
zen“. Vielmehr müssen unsere Abgeord- 
neten — so schrieb ich damals — „auf die 
jeweilige Vorlage eingehen, die Gründe 
erwägen, aus den gegebenen konkreten 
Verhältnissen, aus der augenblicklichen 
ökonomischen und politischen Lage, nicht 
aus einem leblosen und abstrakten Prinzip 
heraus urteilen und argumentieren. Aber 
das Ergebnis muß und wird, wenn wir die 
jedesmaligen Verhältnisse und die Volks- 
Interessen richtig beurteilen, ein Nein sein. 
Unser Losung ist: Diesem System keinen 
Mann und keine Frau und keinen Gro- 
schen!“ (13) 


Die „Ansammlung unmerklicher 
und allmählicher quantitativer 
Veränderungen“ (Stalin) 


Aber merkt Ihr, wie sich die Argumente 
gleichen? Beispielsweise, wenn auch die 
RAF unterstellt, die Alternative zu ihrer 
neuen Politik sei, bis zur Revolution 


abzuwarten: „wir müssen es schaffen, 
eine andere gesellschaftliche entwicklung 
in bewegung zu setzen (...) also eine 
bewegung, die auch heute schon neue 
inhalte, werte und konkrete veränderun- 
gen schafft — denn das sind keine ziele, 
die bis auf die zeit ‚nach der revolution‘ 
verschoben werden können,“ schreibt die 
RAF in ihrer Erklärung vom Juni letzten 
Jahres. (14) 

Beispielsweise, wenn auch Karl-Heinz 
Dellwo und Lutz Taufer sich den histori- 
schen Prozeß im Normalfall als „‚organi- 
sches Entwickeln“ vorstellen: ‚um zu 
einer revolutionären entwicklung zu kom- 
men, müssen wir eine menge akkumulie- 
ren. und dieses akkumulieren besteht aus 
vielen kleinen schritten.“ (15) „also der 
kampf darum, in ein falsches leben immer 
größere momente des richtigen reinzuho- 
len, bis die quantitative anhäufung quali- 
tativ auf die alten systemverhältnisse 
umschlagen kann.“ (16) 

Beispielsweise, wenn auch Lutz Taufer 
folglich das, was er für revolutionäre 
Politik hält („moral und ideal“) auf 
historische Sprünge beschränkt, indem er 
schreibt: „die menschen handeln in revo- 
lutionärer zeit nach moral und ideal, 
ansonsten prüfen sie einen politischen 
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prozeß danach, ob er ihr leben besser oder 
schlechter macht.“ (17) on 

Und fällt Euch nicht auf, wie billig eine 
Argumentation ist, die suggeriert, mit der 
Charakterisierung der eigenen Politik als 
praktisch oder Realpolitik einen Vorzug 
gegenüber einer anderen, offenbar irrea- 
len, unpraktischen Politik aufgezeigt zu 
haben. Hing es Euch nicht zum Hals raus, 
wenn die KPdSU, die SED, die DKP etc. 
immer wieder das wesentliche „Argu- 
ment“ bemühten, ihr Sozialismus sei 
schließlich der „reale“ gewesen? Und 
wißt Ihr von wem das von Karl-Heinz 
Dellwo angeführte Verständnis des Um- 
schlagens von Quantität in Qualität 
stammt? Es war Stalin, der in seinem 
berühmten Dialektik-Kapitel in dem be- 
rüchtigten „‚Kurze(n) Lehrgang“ der „Ge- 
schichte der KPdSU(B)“ den gesellschaft- 
lichen Entwicklungsprozeß als das „Er- 
gebnis der Ansammlung unmerklicher 
und allmählicher quantitativer Verände- 
rungen“ auffaßte. (18) Der „Übergang 
von einer alten zu einer neuen Qualität“ 
erfolge niemals „‚vermittels einer Explo- 
sion“, sondern „durch eine allmähliche 
Ansammlung von Elementen der neuen 
Qualität“. (19) (Genau gegen eine solche 
evolutionistische Vorstellung hatte aller- 
dings Hegel ursprünglich dieses „dialek- 
tische Gesetz“ vom Umschlagen von 
Quantität in Qualität formuliert. Und wir 
MarxistInnen haben es in diesem Sinne als 
revolutionäre Seite Hegels übernommen. 
Hegel schrieb: „Es hat sich (...) gezeigt, 
daß die Veränderungen des Seins über- 
haupt nicht nur das Übergehen einer 
Größe in eine andere Größe, sondem 
Übergang vom Qualitativen in das Quan- 
titative und umgekehrt sind, ein Anders- 
werden, das Abbrechen des Allmählichen 
und ein qualitativ Anderes gegen das 
vorhergehende Dasein ist. Das Wasser 
wird durch Erkältung nicht nach und nach 
hart, so daß es breiartig würde und 
allmählich sich bis zur Konsistenz des 
Eises sich verhärtete, sondern es_ist auf 
einmal hart.“ (20) Dies war die Verphilo- 
sophierung u.a. der von Stalin zu dieser 
Zeit in der Kommunistischen Internatio- 
nale durchgesetzten Taktik von „Volks- 
front“-Bündnissen mit Teilen der Bour- 
geoisie. Auch für die Sowjetunion dekre- 
tierte er 1936 verfassungsmäßig das „Ab- 
stumpfen der Klassengegensätze“ und gab 
den Staatsapparat, mit dem er diese tat- 
sächlich eskalierenden Widersprüche auf 
repressive Weise austrug, als „Staat des 
ganzen Volkes“ aus. Nach Stalins Tod 
wurde die Volksfront-Taktik auf die — 
Euch aus Euren Auseinandersetzungen 
mit DKP und SEW bekannte — Art und 
Weise „weiterentwickelt“: friedlicher 
Übergang zum Sozialismus, antimonopo- 
listische Demokratie, Aktionseinheit mit 
der SPD. 

Doch ich wollte Euch ja von der 
Entwicklung der Sozialdemokratie be- 
richten. 1891 noch, auf dem Erfurter 
Parteitag der SPD, wurden die Auffassun- 
gen Vollmars — besonders von den 
Parteigrößen Bebel, Singer, Liebknecht 
und auch Auer — rundweg abgelehnt. 
Sein Plädoyer für „Verhandlungen“, für 
„Selbstbeschränkungen“, für „Realis- 
mus“ etc. konterte etwa der „Genosse 
Auer“ u.a. mit den Worten: „Diese Selbst- 
beschränkung halte ich für gefährlich. — 
Auf diese Weise werden wir, wenn auch 
nicht mit Wissen und Wollen, doch tar- 
sächlich dahin geführt, daß wir zweierlei 
Programm haben, eins für den Alltagsbe- 
darf und eins für den Sonntag. Die strenge 
Scheidelinie, die bis jetzt unsere Partei 
allen anderen Parteien gegenüber innege- 
halten hat, wird somit auf die Dauer 
verwischt werden.‘ (21) 


Die Hanna Cashs gehen 
jedem Bernstein voran ... 


... die Georg von Vollmars jedem Lutz 
Taufer. 

Trotz dieser verbalen Abfuhr machte v. 
Vollmar leider Fortschritte. Überhaupt 
sind „für die modernen Bewegungen der 
Massen“ — so ein russischer Anhänger 
Bernsteins zutreffend — „es immer die 
Vollmars, die den Bernsteins vorange- 
hen“. Diese Eigendynamik werden die 
neuen ReformistInnen in Euren Reihen 
sicherlich für sich zu nutzten wissen, wenn 
diejenigen unter Euch, die eine Anpassung 
an die herrschenden Verhältnisse vermei- 
den wollen, nicht illusionsloser mit den 
Zeugnissen verbal bleibender Kritik an 
der Anpassung umgehen, als ich das 
damals getan habe. Denn ich setzte seiner- 
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zeit zu viele Hoffnungen in die Wirksam- 
keit der gegen v. Vollmar und Bernstein 
gerichteten Stellungnahme des Parteivor- 
stands (Bebel etc.) und des Chef-Ideolo- 
gen Kautsky, obwohl „jedes Jahr, jeder 
Parteitag immer neue Fortschritte des 
Evangeliums der ‚praktischen Politik‘ zum 
Vorschein“ (22) brachte und ehemalige 
Kritiker v. Vollmars die Seiten gewechselt 
hatten. 

Und bei Euch geht der Anpassungspro- 
zeß nicht weniger schnell: 1991 hatte der 
„AK Drinnen und Draußen Celle“ das 
Hanna-Cash-Papier noch als „Aufgabe 
einer revolutionären Perspektive“ verwor- 
fen; der „vorgeschlagene Wertekatalog“ 
bedeute einen Rückfall „auf die Ideologie 
der bürgerlichen Revolution“. Der AK 
wußte: „Freilassung gibt's vielleicht als 
Gnadenakt in Einzelfällen, Freiheit aber, 
gibt's nur, wenn eine Linke in der BRD die 
Voraussetzungen schafft (...) die Idee von 
‚Befreiung/Emanzipation‘ nicht in den 
Geschichtsbüchern verschwindet, son- 
dem von uns auf die Tagesordnung gesetzt 
wird.“ (23) Und: Die Situation der Gefan- 
genen „ist untrennbar verbunden mit der 
Entwicklung der revolutionären Front. 
Wer das auflösen will, betreibt die Isola- 
tion der Gefangenen.“ Die von „Hanna 
Cash eingeforderte ‚politische Initiative‘ “ 
sei „nichts anderes als die vom Staat 
gewollte Kapitulation.‘ (24) 


Im Herbst 1992, ein gutes Jahre später, 
gehört der Arbeitskreis schon zu den 
BefürworterInnen einer „politischen Lö- 
sung“ und generell der neuen Politik der 
RAF. (25) Allerdings legten sie damals, im 
Herbst 1992, noch auf die Festellung wert, 
daß das, was vor der Selbstkritik der RAF 
„an Kritik am bewaffneten Kampf kam, 
(...) insofern nicht richtig ausgereift (war), 
als (...) die Argumente, die vorgetragen 
wurden zur Notwendigkeit der Einstel- 
lung des bewaffneten Kampfes, (...) sich 
nicht besonders unterschieden (haben), 
1978 nicht besonders von denen von 1988 
und 1988 von 1992, aber, und das wird aus 
der Erklärung der RAF und der der 
Gefangenen ersichtlich, im Unterschied 
dazu ist nun der Einstellung des bewaffne- 
ten Kampfes eine Analyse des veränderten 
Kräfteverhältnisses der letzten zwei bis 
drei Jahre vorausgegangen. Das gilt es 
eigentlich dabei zu reflektieren, daß nicht 
die Argumente, die schon immer gegen die 
bewaffnete Aktion in der BRD gefallen 
sind, jetzt zum Tragen kommen (...)‘“ Und 
kein halbes Jahr später, im Frühjahr 1993, 
schreibt der gleiche Arbeitskreis in einem 
Flugblatt über die frühen RAF-Aktionen 
und in Bezug auf die BRD-Verwicklung in 
den Vietnam-Krieg: „Dennoch wäre es 
leichtfertig, das Töten von Menschen 
damit einfach entschuldigen zu wollen“ 
und bringt damit das abgestandendste aller 
Argumente gegen den bewaffneten Kampf 
in der BRD. In einem Papier eines 
Arbeitskreis-Mitgliedes, das von den an- 
deren im Grundsatz geteilt wird, heißt es 
— im Gegensatz zur zitierten Position von 
1991 — schließlich: Die Freiheit der 
politischen Gefangenen sei nicht nur zu 
erreichen, „‚wenn (...) eine revolutionäre 
Linke tatsächlich zur gesellschaftlichen 
Kraft wird“, sondern auch dann, „‚wenn in 
der Gesellschaft verankert wird, daß der 
bewaffnet geführte Kampf in der BRDein 
politischer Fakt ist/war, dessen Konse- 
quenzen hinsichtlich der Gefangenen ei- 
ner politischen Lösung bedarf.“ (26) Heu- 
te wird betont, daß es um die „Anerken- 
nung des Kräfteverhältnisses“, um „ge- 
sellschaftliche Akzeptanz“ gehe und freu- 
dig wird festgestellt. daß die Argumentati- 
on für eine „politische Lösung“ „in der 
liberalen Medienöffentlichkeit auf partiel- 
le Zustimmung“ stieß. (27) (In dem alten 
Papier war noch kritisiert worden, daß 
Hanna Cash „die Frage des ‚Kräftever- 
hältnisses‘ auf ein Problem der öffentli- 
chen Meinung reduzierft)“. (28) Mit die- 
sem hier vorkommenden an sich positiven 
Begriff von Gesellschaft (‚‚wenn in der 
Gesellschaft verankert werden kann“) war 
ich in meinen Diskussion in der SPD 
schon um die Jahrhundertwende konfron- 
tiert. Diesem naiven Gesellschaftsbegriff 
mußte ich damals und muß ich heute 
entgegenhalten, daß die heutige Gesell- 
schaft eine „‚kapitalistische Gesellschaft“ 
ist und daß deshalb in ihr „die kapitalisti- 
schen Interessen maßgebend sind“. (29) 
Wieso sollte sich also ..in der Gesell- 
schaft‘ ganz generell Akzeptanz für eine 
„politische Lösung“ erreichen lassen, die 
etwas anderes als die Aussöhnung mit 
dieser kapitalistischen Gesellschaft ist?! 


Der moralische Druck 
mit der Gefangenschaft 


Außerdem konnte ich bereits 1899 fest- 
stellen, „daß gerade diejenigen Genossen 
(entschuldigt den traditionalistischen Aus- 
druck!), die sich für die sogenannte 
praktische Politik erwärmen, eine ganze 
Reihe von wichtigen Parteiposten einneh- 
men, was ihren Argumenten auch eine 
ausgedehnte Anwendung und Verbreitung 
sichert, sie haben nämlicheine Anzahl von 
Parteiblättern als Redakteure und eine 
Anzahl von parlamentarischen Tribünen 
als Reichstags- und Landtagsabgeordnete 
inne. Gerade da also, wo der eigentliche 
Parteikampf nach zwei Fronten — gegen 
die Regierung und die herrschenden Klas- 
sen sowie für Aufklärung der Arbeitermas- 
sen geführt wird, in der Presse und in der 
Volksvertretung, sind die Anhänger der 
opportunistischen Taktik am stärksten 
vertreten. Dieser Umstand ist es, der ihnen 
zu ihrer Stärke so unverhältnismäßig 
Einfluß und Bedeutung verschafft.‘ (30) 
Überwindet mal den Abwehrmechanis- 
mus, der regelmäßig bei vielen von Euch 
einsetzt, wenn ganz „traditionalistisch“ 
von einer „Aufklärung der Arbeitermas- 
sen“ die Rede ist, und überprüft, ob es in 
Euren Reihen nicht eine Hierarchie gibt, 
die der Machtstellung der Abgeordneten in 
der SPD ähnlich ist. Zwar habt Ihr keine 
Abgeordneten. Aber ist es nicht bei Euch 
so, daß viele (ehemalige) Gefangenen das 
Evangelium der „praktischen Politik“ pre- 
digen und daß ihre Gefangenschaft als 
moralisches Druckmittel benutzt wird, um 
die neue Politik durchzusetzen? So bei- 
spielsweise, wenn in dem schon zitierten 
Papier aus Celle unterstellt wird, die Kritik 
an der Forderung nach einer „politischen 
Lösung“ bedeute für die „Gefangenen 
wahrscheinlich wirklich ‚lebensläng- 
lich‘ “. (31) So auch, wenn in einem Text 
in der „Swing“ (Autonomes Rhein-Main- 
Info) Kritik an Knut Folkerts mit dem 
„Argument“ abgewehrt wird, daß „ein 
Gefangener aus der RAF, der zu seiner 
Geschichte und zu seinen Zielen“ — das 
ist ja gerade die Frage — „steht, (...) 
Begriff(e) nicht leichtfertig in den Mund 
nimmt“ und schon das vermeintlich Rich- 
tige meinen wird. (32) Und auch Gisel 
Dutzi beruft sich für ihr Plädoyer für das, 
was heutzutage als „Praxis“ verstanden 
wird, auf den „Rücken der Gefangenen“: 
Die Kritik an einer sog. „politischen 
Lösung“ sei eine „ ‚Position‘, mehr auf 
dem Metropolenmeinungsmarkt, ausge- 
tragen auf dem Rücken von Gefangenen, 
der Guerilla, Leuten hier draußen, deren 
Sache nie einfach die ‚richtige Position‘ 
war und ist, sondern die eigene Praxis. Das 
sind ideologische Schlagabtausche.“ (33) 
Und wie sieht es bei Euch mit der Presse 
aus? Das Angehörigen-Info versucht leid- 
lich, die Debatte kleinzukochen und eine 
Mittellinie zu fahren, während es natürlich 
ausschließlich die VertreterInnen der neue 
Linie sind, die in Spiegel, NDR und Heute 
Journal sowie im Privatfernsehen zu Wor- 
te kommen; sind es ausschließlich die 
Erklärungen von RAF und Karl-Heinz 
Dellwo, die in taz und Frankfurter Rund- 
schau gedruckt werden. — Und Ihr wißt, 
daß ich weiß, was es heißt im Knast zu 
sitzen (zwar nicht solange, wie Eure 
Gefangenen, nur 1907 und von 1915 bis 
1918, mit einer kurzen Unterbrechung; 
angenehm warestrotzdem nicht). Aberich 
habe aus meiner Inhaftierung nie die 
Schlußfolgerung gezogen, daß es richtig 
sei, „die Eskalation zurückzunehmen“ 
(34). Befreit wurde ich 1918 von den 
November-RevolutionärInnen. 


Über „gesamtpolitische 
Verantwortung“ 


Ihr sollt "raus aus dem aus dem „Ghetto“ 
und ’rein in „die Gesellschaft“ (Lutz 
Taufer) geführt werden, (35) was freilich 
nur deshalb Aussicht auf Erfolg haben 
kann, weil Ihr selbst Anknüpfungspunkte 
für diese „Verwandlung“ in Eurem Den- 
ken und Handeln aufweist. Was findet Ihr 
denn so attraktiv an den von Euren 
StrategInnen eingebrachten Redensarten 
über „gesamtgesellschaftliche und ge- 
samtpolitische Verantwortung“ (Lutz Tau- 
fer) (36), daß es nicht mehr ausreiche zu 
entlarven, daß es gelte, „‚politikfähig“ zu 
werden,” wenn Ihr weiter an der Notwen- 
digkeit der Durchsetzung Eurer Anliegen 
festhaltet? Glaubt Ihr etwa, mit diesen 
Vorschlägen werde der Weg gewiesen. die 
von Euch proklamierte „‚umwälzung der 
zerstörerischen kapitalistischen verhält- 
nisse“ (37) hinzukriegen? Vielleicht ist ja 
meine alte Kritik an Bernstein angesichts 
der Entwicklung der russischen Revoluti- 
on (die ich übrigens, wie Ihr wißt, viel 
früher und präziser kritisiert habe als Eure 
enttäuschten und deshalb „realistisch“ 
gewordenen Weltverbesserer) ein bißchen 
blauäugig in der Frage der politischen 
Macht. Dennoch halte ich gegen alle 
„‚Resignierten“ daran fest, daß der Spruch 
von Günter Grass: „„Der Fortschritt isteine 
Schnecke“, der heute unisono von vielen 
bei Euch vertreten wird, nicht nur trostlos, 
sondern auch falsch ist und weiterhin 
meine Aussage gilt: „Es ist grundfalsch 


und ganz ungeschichtlich, sich die gesetz- 
liche Reformarbeit bloß als die in die ins 
Breite gezogene Revolution und die Revo- 
lution als kondensierte Reform vorzustel- 
len. Eine soziale Umwälzung und eine 
gesetzliche Reform sind nicht durch die 
Zeitdauer, sondem durch das Wesen ver- 
schiedene Momente.“ (38) Deshalb be- 
deutet die Beschränkung auf eine „.gesell- 
schaftliche alternative hier und heute“ 
(RAF) (39) keine grundsätzliche Alterna- 
tive und auch „nicht einen ruhigeren, 
sicheren, langsameren Weg zum gleichen 
Ziel, sondern auch ein anderes Ziel, 
nämlich statt der Herbeiführung einer 
neuen Gesellschaftsordnung bloß quanti- 
tative Veränderungen in der alten.“ (40) 
Indem Bernstein also ein anderes Ziel 
als eine neue Gesellschaftsordnung anvi- 
siert hatte, war er es, der die Frage 
„Sozialreform oder Revolution?“ aufge- 
worfen hatte. Ich hatte nun meinerseits 
nicht eine andere Antwort — also bei- 
spielsweise Revolution statt Reform — 
auf die gleiche Frage gegeben, sondem 
Bernsteins Frage zurückgewiesen, indem 
ich auf den „‚unzertrennlichen Zusammen- 
hang“ zwischen Reform und Revolution 
hinwies. Dieser Zusammenhang besteht 
nämlich darin, daß wir RevolutionärInnen 
den Kampf um Reformen (als ein vorbe- 
reitendes Mittel) dem Zweck, der sozialen 
Umwälzung, der Aufhebung des Lohnsy- 
stems (41) und der Zerstörung dieses 
Staates (42) unterordnen. 


Das Programm 
wird aufgeschoben — 
auf unbestimmte Zeit 


Nun sagt Ihr ja aber, daß Ihr Euch durchaus 
nicht dauerhaft auf „Veränderungen für 
das Leben heute“ beschränken wollt, 
sondern „langfristig den Herrschenden 
die Bestimmung (...) entreiß(en)“ wollt. 
(43) Aber gerade weil Ihr ausschließlich 
zwischen ‚‚kurz-“ und „langfristig“ unter- 
scheidet und auch langfristig die Macht- 
frage zumindest nicht ausdrücklich stellt, 


aber eigentlich nicht für sich selbst und für 
seine Lebzeiten, sondern posthum, als 
Erbstück für Kinder und Kindeskinder. 
Inzwischen wendet man seine ‚ganze 
Kraft und Energie‘ auf allerhand Klein- 
kram und Herumflickerei an der kapitali- 
stischen Gesellschaftsordnung, damit es 
doch so aussieht, als geschehe etwas, und 
die Bourgeoisie nicht erschreckt werde.“ 
(46) 

Wie gesagt, meine Freunde und ich 
haben den Kampf in der SPD damals 
verloren. Statt dessen hat sich die Rich- 
tung durchgesetzt, als deren „theoreti- 
scher Dolmetscher (...) innerhalb der 
Partei, und zwar als letztes Glied in ihrer 
geschichtlichen Entwicklung“ (47) Edu- 
ard Bernstein aufgetreten ist. Und zwar 
mit Euch auch bekannten Argumenten 
schon 1896/97: „Die Kooperation, der 
politische Kompromiß macht keine Ver- 
leugnung, keine Abschwächung der eige- 
nen Klassenforderungen notwendig. Man 
verbindet sich zu einem ganz bestimmten 
Zweck, ohne darüber hinaus gehende 
Verpflichtung (...).“ (48) 

Ich hatte dagegen schon 1899 befürch- 
tet, daß Bernsteins Politik nicht einmal zu 
einer „ununterbrochenen Kette fortlau- 
fender und stets wachsender Sozialrefor- 
men“ führt. (49) Denn der „unversöhnli- 
che, schroffe Klassenstandpunkt“, der 
zunächst zumindest konsequente Refor- 
men bewirken kann, wird mit der Zeit 
„Immer mehr zu einer negativen Potenz, 
sobald unmittelbare praktische Erfolge 
den Hauptzweck bilden. Der nächste 
Schritt ist also eine Kompensationspolitik 
und eine konziliante, staatsmännische klu- 
ge Haltung,“ die schließlich dazu führt, 
„alles gehn zu lassen, wie's Gott gefällt“. 
(50) 


Von der bedingten Verneinung 
zur unbedingten Bejahung 


Leider hatte ich mit meiner Befürchtung 
recht behalten. Denn schon 1912 argu- 
mentierte Bernstein so: Die SPD habe 
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sondern Ihr auf eine allmähliche Anhäu- 
fung von Veränderungen („Akkumulation 
von vielen kleinen Schritten‘ — Lutz 
Taufer —, „quantitative Anhäufung“ — 
K.-H. Dellwo) hofft. muß Eure Hoffnung 
ein frommer Wunsch bleiben. Denn „jeder 
Schritt“ auf der Bahn der Sozialreform 
führt nur dann über diese Bahn hinaus und 
zum „sozialistischen Ziel“ — so mußte 
ich schon den „Realpolitikern‘“ meiner 
Zeitentgegenhalten —., ‚wenn die bewuß- 
te und feste Bestrebung zur Eroberung der 
politischen Macht dem gewerkschaftli- 
chen und sozialreformerischen Kampfe 
als Leitstern vorausgeht.“ (44) 


Ganz ähnlich wie heute die RAF haben 
Bernstein u.a. noch zu Lebzeiten von 
Marx und Engels argumentiert: „Man 
verstehe uns wohl“, wir wollen nicht „ein 
Aufgeben unsrer Partei und unsres Pro- 
gramms, wir meinen aber, daß wir auf 
Jahre hinaus genug zu tun haben. wenn wir 
unsre ganze Kraft, unsre ganze Energie auf 
die Erreichung gewisser naheliegender 
Ziele richten, welche unter allen Umstän- 
den errungen werden müssen, bevor die 
Realisierung der weitergehenden Bestre- 
bungen gedacht werden kann.“ (45) Marx 
und Engels haben darauf geantwortet: 
„Das Programm soll nicht aufgegeben, 
sondern nur aufgeschoben werden — bis 
auf unbestimmte Zeit. Man nimmt es an. 


Rote Zora 


zwar, in dem sie bestimmte Regierungs- 
entscheidungen kritisiere, „zunächst“ den 
Charakter einer „bedingt verneinenden 
Opposition“. Sie müsse aber „ihre Stim- 
menmacht bewußt und systematisch für 
die eine oder gegen die andere Koalition 
in die Waagschale (...) werfen. Sie muß 
dann unter Umständen sich auf die Seite 
der Partei stellen, die gerade an der 
Regierung ist, womit ihr Einfluß auf diese 
Regierung, zugleich aber auch ihr /nter- 
esse an ihr eine Steigerung erfährt. Selbst 
wenn (!) sie behufs Wahrung ihrer politi- 

schen Unabhängigkeit sich jedes formalen 

Anschlusses an die Regierungskoalition, 

insbesondere also die Beteiligung an 

Ministerien enthält, erhält sie durch die 

Natur der Dinge etwas vom Charakter 

einer Regierungspartei. Das heißt, wird— 

um an die gebrauchte Wendung anknüpfen 

— nunmehr Partei der bedingten Beja- 

hung.“ (51) ; 

Das klingt logisch, werden einige von 
Euch sagen. Ist es auch, nämlich für 
Menschen, die dabei sind, Sozialdemokra- 
Innen zu werden. Andere werden sagen: 
„Jetzt geht sie aber wirklich zu weit; die 
Gefangenen und die Illegalen schon auf 
der Regierungsbank sitzen zu sehen, ist 
doch wirklich übertrieben.“ Aber überlegt 
einmal: Die RAF hat in ihrer Erklärung 
vom August letzten Jahres die herrschende 


Politik als „Wahnsinn“ (52) charakteri- 
siert und demgegenüber „sinnvolle Lö- 
sungen“ (53) gefordert. Und auch Eva 
Haule meint in einem Brief „an eine 
genossin aus der hafenstraße“: „und es ist 
genau, wie ihr gesagt habt (...), vernünftige 
lösungen‘, darum gehts.“ (54) Und Irm- 
gard Möller spricht sich für „ein rationel- 
les moment in der auseinandersetzung 
zwischen den politischen gefangenen und 
dem staat“ aus. (55) Wenn sich anschei- 
nend alles auf den Gegensatz von Rationa- 
lität und Irrationalität reduziert, wenn es 
anscheinend keinen Interessengegensatz 
und keine Zwangsgesetze der kapitalisti- 
sche Ökonomie und keine notwendige 
Funktionsweise des bürgerlichen Staates 
mehr gibt, ist dann nicht die logische 
Konsequenz, das „Verünftige“ einfach 
zu tun (statt einem „‚ominösen revolutio- 
nären projekt‘ (Lutz Taufer) (56) nachzu- 
jagen) — und nach Möglichkeit eben auch 
in der Regierung?! 

Damit werdet Ihr aber schließlich zu 
einer „‚Partei der unbedingten Bejahung“. 
Denn, wie ich in einer Kritik an französi- 
schen Reformisten schrieb, gibt es in der 
Regierung, im Gegensatz zum Parlament, 
nicht einmaleine formelle Opposition. Die 
Regierung hat „die Ausführung der Geset- 
ze, die Aktion zur Aufgabe (...), siemußin 
allen ihren Gliedern stets handeln, sie muß 
deshalb (...) stets einen grundsätzlich 
gemeinsamen Boden unter den Füßen 
haben, der ihr das Handeln ermöglicht, 
den Boden des Bestehenden, mit einem 
Wort den Boden des bürgerlichen Staates 
(...) Ein prinzipieller Gegner des Be- 
stehenden hingegen steht vor der Alterna- 
tive: entweder auf Schritt und Tritt der - 
bürgerlichen Mehrheit in der Regierung 
Opposition zu machen, d.h. tatsächlich 
kein aktives Mitglied der Regierung zu 
sein — ein augenscheinlich unhaltbarer 
Zustand, der zur Entfernung des sozialisti- 
schen Mitgliedes aus der Regierung füh- 
ren müßte —, oder aber die Sache 
schließlich mitzumachen, die täglich und 
stündlich zur Erhaltung und zum Fortlauf 
der Staatsmaschinerie in jedem Regie- 
rungszweig notwendigen Funktionen zu 
verrichten, d.h. tatsächlich kein Sozialist, 
wenigstens nicht in den Grenzen des 
Regierungsamtes, zu sein.“ (57) 

Ihr seht also. was von dem ursprüngli- 
chen Versprechen übrig bleibt. eine Poli- 
tik. die den Kampf um Reformen nicht 
dem revolutionären Ziel unterordnet, be- 
deutet über eine punktuelle Übereinstim- 
mung mit der Regierung hinaus keine 
weitere.Verpflichtung ... ; 

Sicherlich, Ihr wollt eine solche Ent- 
wicklung nicht, aber schon meine Kritik 
von 1899 an Bernstein & Co. zielte nicht, 
jedenfalls nicht hauptsächlich, auf deren 
verräterische Absichten. Die gefährlichste 
Seite ihrer Theorien sah ich vielmehr ‚‚in 
ihren Konsequenzen, in dem, was sich aus 
ihnen für die Bewegung ergibt, wenn sie 
zur vollen Reife entfaltet werden.“ Zwar 
waren wir — seine Äritikerlnnen — uns 
damals einig, „‚daß das allgemeine letzte 

Ergebnis seiner Auffassung‘ die Aufgabe 
des Sozialismus wäre, „aber vor diesen 
Konsequenzen schreckt Bernstein zurück. 
Er beteuert, daß er weder dieses Ergebnis 
wünscht noch auf dasselbe hinarbeitet. 
Und er hat in gewissem Sinne recht, 
nämlich im subjektiven Sinne. Es wäre 
Wahnsinn, Bernstein die Absicht zuzu- 
schreiben, die Arbeiterbewegung vernich- 
ten zu wollen. Im Gegenteil, er glaubt, ihr 
aufs beste mit seiner Auffassung zu 
dienen. Es kommt jedoch nicht darauf an, 
was Bernstein denkt und w:/!, sondern was 
sich objektiv, abgesehen von seiner Per- 

son, aus seinen Theorien ergibt.“ (58) Was 

dies war, habe ich zu Beginn dieses Briefes 
aufgezählt: Kriegskredite, Notstandsge- 

setze, Berufsverbote, Stammheim '77, 

Abschaffung des Asylrechts, Abtreibungs- 

verbot durch finanziellen Druck. 


„Praktische Politik“ und 
Verlotterung der Theorie 


Der opportunistische Ausgangspunkt, 
man müsse „den Massen(...) unbedingr(!) 
mit ‚positiven Errungenschaften‘ in der 
Hand kommen, sonst wird uns das Volk 
‚nicht verstehen‘ “, (59) der auch bei 
Euren BefürworterInnen der „praktischen 
Politik“ eine entscheide Rolle spielt, hat in 
der Geschichte der SPD alles weitere 
geprägt: die Verlotterung der Theorie 
(welche kein Wunder ist, denn die „‚Feind- 
seligkeit gegen ‚die Theorie‘ (...) ist ganz 
selbstverständlich, denn unsere ‚Theorie‘, 
d.h. die Grundsätze des wissenschaftli- 
chen Sozialismus, setzen der praktischen 
Tätigkeit ebenso in Bezug auf die ange- 
strebten Ziele, wie auch auf die anzuwen- 
denden Kampfmittel wie endlich selbst auf 
die Kampfweise sehr fest Schranken. 
Daher zeigt sich bei denjenigen, die nur 
den praktischen Erfolgen nachjagen wol- 
len, das natürliche Bestreben, sich die 
Hände frei zu machen, d.h. unsere Praxis 
von der ‚Theorie‘ zu trennen, von ihr 
unabhängig zu machen“ (60), die Ver- 
harmlosung der Klassengegensätze, die 
Ilusionsmacherei über mögliche Reform- 
politik, das bedingte und schließlich unbe- 
dingte Ja zum bürgerlichen Staat. Eine 
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Partei, die ihre Mitglieder und Anhänger 
so auf das „Evangelium“ der „praktischen 
Politik“ ausgerichtet hat, konnte schließ- 
lich dem „Ausbruch“ des Ersten Weltkrie- 
ges nichts entgegensetzen. Und so zeigt 
die Entwicklung der SPD auch denen, die 
sich davor drücken, über die immanenten 
Konsequenzen des „Evangeliums“ der 
„praktischen Politik“ nachzudenken, wie 
die weitergehenden Forderungen und Zie- 
le auf der Strecke geblieben sind — eben 
nur die rechtfertigenden Ideale einer an- 
paßlerischen Praxis waren. Und überlegt 
einmal, wieso jetzt auch in Euren Debatten 
soviel über .‚Werte“, „Ideale“ usw. die 
Rede ist — weil es wieder eine Praxis gibt, 
die nicht selbst über das Bestehende 
hinausweist und deshalb ihrer Rechtferti- 
gung durch höhere „Ideale“ bedarf. 


Alles nur „Mißverständnisse“? 


Aber Ihr meint, wie Gregor, (61) daß 
meine Kritik, wie ähnliche Kritiken zuvor, 
auf einem „Mißverständnis" (Gregor 
selbst setzt dieses Wort bezeichnenderwei- 
se in Anführungsstriche) der Position 
Eurer neuen PolitikerInnen beruht? Auch 
diese Ausflucht („„Mißverständnisse“), um 
einer inhaltliche „‚Auseinandersetzung 
aus dem Weg zu gehen“ (62), ist leider 
nicht neu. (63) Schon ich war damit 
konfrontiert, daß meine Gegner „über 
jedes Ding nicht eine Meinung, wie die 
meisten Menschen, sondern mehrere Mei- 
nungen auf einmal (hatten), und man kann 
nie irgendeine (ihrer) Äußerungen in der 

Diskussion fixieren, ohne daß (sie) nicht 

in der Lage wäre(n), zur Deckung sofort 

eine entgegengesetzte Äußerung heranzu- 
ziehen.“ Und „.das heillose Dunkel (...) hat 

‚Methode‘, eshateinen politischen Grund. 

Es ist dies jene Politik, die allen geben und 

niemandem nehmen, alle befriedigen und 

niemanden kränken, alle Differenzen ver- 
wischen, alle Widersprüche aussöhnen, 
alle Gegensätze in einem Meer sauer-süß- 
licher Beschwichtigungslimonade erträn- 

ken will.“ (64) 

August Bebel sagte deshalb über von v. 

Vollmars Reaktionen auf die Kritik an 

seinen Eldorado-Reden: „‚Vollmar sieht 

sich genötigt, seine am 1. Juni gehaltene 

Rede dem Druck zu übergeben, weil man 

falsch über sie berichtete; alsdann sieht er 

sich wieder genötigt, nachträglich noch 
eine zweite Rede zu halten, die als 

Interpretation der ersien Rede gelten muß, 

Nachdem er aber beide dem Druck über- 
geben, muß er eine dritte Rede halten, die 
wieder als eine Interpretation der ersten 
und zweiten Rede anzusehen ist.“ (65) 
Und ich habe über Bernsteins Veröffent- 
lichungen geschrieben: „Hier“ — bei 
Bebels Beschreibung der Reaktionen von 
v. Vollmars — „haben wir genau die 
Geschichte der Bernsteinschen Artikel in 
der ‚Neuen Zeit‘, die er dann durch einen 
Brief an den Parteitag interpretieren muB- 
te, worauf er ein Buch schrieb, um den 
Artikel und den Brief zu kommentieren, 
worauf wieder ein Artikel in der ‚Neuen 
Zeit‘ und im ‚Vorwärts‘ erfolgten, die das 
Buch vor Mißverständnissen verteidigen 
‘sollten. und nach alledem sieht sich 
Bernstein heute von seinen Kritikern 
ebenso gänzlich mißverstanden, wie es 
1891 Vollmar war. Zwischen diesen bei- 
den Endpunkten in der Entwicklung des 
Opporuwurnismus, zwischen den ersten bei- 
den Reden \Vollmars und dem Buche 
Bernsteins, wiederholt sich das ‚Mißver- 
ständnis‘ regelmäßig bei jeder seiner 
Kundgebungern.“ (66) 

Und bei Euch? In der Interim 231 
schreibt Gregor einen Artikel, um die 
angeblichen „Lügen“ (67) der Frauen aus 
Gießen zurückzuweisen. Nachdem Anna 
und Arthur in der Interim 232 nachgewie- 
sen hatten. daß die angeblichen Lügen 
durchaus der Wahrheit entsprechen, mußte 
Gregor in der Interim 233 behaupten, sie 
unterlägen .‚(dem)selben Mißverständ- 
nis“ wie die Gießenerinnen. (68) Und all 
dies führte, nach zwei weiteren Stellung- 
nahmen, nur zu Gregor erneuter These, 
„daß auch hier wieder Mißverständnisse 
eine Rolle spielen“. (69) 


Warten auf die Illegalisierung? 


Wenn alles nur „.Mißverständnisse" sind, 
warum reden dann Eure VertreterInnen 
der „praktischen Politik“ in keiner einzi- 
gen ihrer Kundgebungen mal Klartext, 
sondern wiederholen immer nur ihre ei- 
genen „‚mißverständlichen“ Formulierun- 
gen? Gregor antwortet darauf mit der 
Gerenfrage: „Welchen produktiven Wert“ 
hat die „wiederholte Feststellung, daß die 
gesellschaftlichen Widersprüche ‚nur mit 
Gewalt/durch die gewaltsame Machter- 
greifung‘ gelöst werden können?“ Auch 
diese Frage bekamen wir schon von v. 
Vollmar präsentiert: „Haben wir nichts 
Besseres zu tun, als daß wir in jeder 
einzelnen Rede immer wieder den alten 
Katechismus aufsagen” (70) Bebel ant- 
wortete darauf, daß diese „Aufklärung der 
Massen über unseren Gegner (...) die 
Hauptaufgabe für unsere (...) Tätigkeit ist 
und nicht die Frage. ob zunächst eine 
Forderung erreicht wird oder nicht. (...). 


Das Ziel in seiner Gesamtheit ist die 
Hauptaufgabe und das andere Nebensache 
(...) Vollmar erklärt umgekehrt das große 
allgemeine Ziel als das vorläufig Neben- 
sächliche und als Hauptsache die näch- 
sten praktischen Forderungen“. (71) Die 
„Aufklärung der Massen über unseren 
Gegner“ und die .Propagierung der 
„Hauptaufgabe“, der Revolution, ist des- 
halb notwendig, weil wir „unseren Geg- 
ner“ nur dann endgültigen schlagen kön- 
nen, wenn wir uns auf die Machtfrage 
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Heinrich Vogeler, Moskauer Ausstellung bei Nacht, 1923 


vorbereiten. Denn es ist — wie die RAF 
im Konzept Stadtguerilla geschrieben hat 
—, „falsch (...), auf die Illegalisierung als 
Schicksalsschlag durch das System zu 
warten, weil Ilegalisierung dann gleich 
Zerschlagung ist.“ (72) 


Über „Gerechtigkeit“ 


Ich will deshalb ein letztes dieser sog. 
„Mißverständnisse“ anführen: Die RAF 
spricht in ihrer Erklärung zu Weiterstadt 
weiterhin nicht von der Herrschaft der 
Bourgeoisie über die ArbeiterInnenklasse, 
sondern von einer „herrschaft des kapita- 
listischen systems über die menschen“, 
und sie votiert auf einmal für eine Bewe- 
gung, „die von (...) Gerechtigkeit“ und 
„vom Kampf (...) gegen Armut bestimmt 
ist”. (73) Auch das ist leider nicht so neu, 
für wie neu Eure neuen PolitikerInnen Ihre 
Vorstellungen halten. Vielmehr verstand 
schon „Bernstein unter Kapitalist nicht 
eine Kategorie der Produktion, nicht eine 
wirtschaftliche, sondern eine steuerpoliti- 
sche Einheit, unter Kapital nicht ein 
Produktionsganzes, sondern schlichthin 
Geldvermögen“. „Indem Bemstein den 
Begriff Kapitalist aus den Produktionsver- 
hältnissen überträgt und (so wie die RAF 
statt von ArbeiterInnen von Menschen 
spricht”’) ‚statt von Unternehmern von 
Menschen spricht‘ (...), überträgt er auch 
die Frage des Sozialismus aus dem Gebiet 
der Produktion auf das Gebiet der Vermö- 
gensverhältnisse, aus dem Verhältnis von 
Kapital und Arbeit in das Verhältnis von 
reich und arm“ (74) und macht aus der 
Umwälzung der kapitalistischen Produkti- 
onsweise eine Frage der „gerechten“, 
„‚gerechteren“, ja ,‚noch gerechteren“ Ver- 
teilung. (75) „Damit sind wir von Marx 
und Engels glücklich auf den Verfasser des 
Evangeliums des armen Sünders zurück- 
gebracht.“ (76) „Der nächste Anstoß zur 
sozialdemokratischen Bewegung, wenig- 
stens bei den Volksmassen, ist freilich 
auch die ‚ungerechte‘ Verteilung der kapi- 
talistischen Ordnung. Und indem sie für 
die Vergesellschaftung der gesamten Wirt- 
schaft kämpft, erstrebt die Sozialdemokra- 
tie dadurch selbstverständlich auch eine 
‚gerechte‘ Verteilung des gesellschaftli- 
chen Reichtums. Nur richtet sie ihren 
Kampf, dank der von Marx gewonnenen 
Einsicht, daß die jeweilige Verteilung bloß 
eine naturgesetzliche Folge der jeweiligen 
Produktionsweise ist, nicht auf die Vertei- 
lung im Rahmen der kapitalistischen Pro- 
duktion, sondern auf die Aufhebung der 
Warenproduktion selbst. Mit einem Wort, 
die Sozialdemokratie will die sozialisti- 
sche Verteilung durch die Beseitigung der 
kapitalistischen Produktionsweise herbei- 
führen, während das Bernsteinsche Ver- 
fahren ein direkt umgekehrtes ist; er will 
die kapitalistische Verteilung bekämpfen 
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und hofft, auf diesem Weg allmählich die 
sozialistische Produktionsweise herbei- 
führen zu können.“ (77) 

So meint denn auch Helmut Pohl, daß 
die Forderung, „daß das geld, die techno- 
logie rüber (d.h.: in den Trikont, R.L.) 
müssen“, schon „diese alten vorstellungen 
von revolutionär und reformistisch“ 
sprenge. Deshalb sei die Forderung nach 
Zerschlagung des IWF „mist“. Vielmehr 
solle beispielsweise eine demokratisierte 
UNO die „umverteilung der finanziellen, 


AS. 


technischen usw. ressourcen‘“ organisie- 
ren. (78) So wird auch bei Euch suggeriert, 
daß sich mit einer Umverteilung mehr als 
reformerische Effekte bewirken ließen. 


Anmerkungen: 
* Ich beziehe mich im folgenden neben verschie- 
denen veröffentlichten Texten auch auf zwei 
halb-öffentliche Texte, die in Euren Zusammen- 
hängen kursieren. Ich mache dies, weil ich schon 
in meiner Auseinandersetzung mit Bernstein 
damit konfrontiert war, daß die „gefährlichste 
Seite“ seiner Theorien ‚in ihren Konsequenzen“ 
bestand, ‚in dem, was sich aus ihnen für die 
Bewegung ergibt, wenn sie zur vollen Reife 
entfaltet werden“. Aber davor, diese letzten 
Konsequenzen offen auszusprechen, 
„schreckt(e) Bemstein zurück. (...) Die Tatsache, 
daß Bernstein die Konsequenzen seiner Auffas- 
sung nicht ziehen will oder nicht sieht und auf 
halbem Weg stehen bleibt, ist die Quelle von 
zahlreichen Mißverständnissen geworden.” Aber 
das Mißverständnis liegt — wie Geschichte 
inzwischen leider bestätigt hat — „nicht auf seiten 
derjenigen (...) die das Versteckte in seinen 
Theorien hervorkehren und ihn als einen Abtrün- 
nigen bekämpfen, sondern umgekehrt auf seiten 
derjenigen, dio seine Worto und Batouorung für 
beweiskräftig halten und in seinen Theorien 
‚nichts Neues‘ vom Standpunkt der Parteigrund- 
sätze sehen.“ (Rosa Luxemburg, Zum kommen- 
den Parteitag (1899), dies., Werke, Band 1/1, 
Berlin/DDR, 1974, 516-536 [522]). Deshalb will 
ich mich nicht erneut mit derartigen Beteuerungen 
abspeisen lassen, sondern wenigstens jene 
letzten Konsequenzen hier zitieren, die von Euren 
neuen PolitikerInnen schon selbst gezogen wor- 
den sind — wenn auch ‚im kleinen Kreis‘, als 
‚Privatmeinung' ete. „Das Private ist politisch!" wie 
Ihr heutzutage sagt. — Daß ich aus diesen 
halb-öffentlichen Texten zitiere, müßte eigentlich 
auch im Interesse Eurer neuen Politikerinnen 
sein. Denn Lutz Taufer begründete das Offentlich- 
machen einer Diskussion, die die Tübinger 
Initiative für die Zusarmmenlegung zunächst nur 
mit den Gefangenen führen wollte, mit einer (eine 
spezielle Situation prinzipiell zu pauschal verail- 
gemeinernden, aber im konkreten Fall doch 
nchtigen) Verallgemeinerung so: „politik ist was, 
was grundsätzlich im öffentlichen raum stattzufin- 
den hat.“ „eine unserer forderungen in stockholm 
war, daß die verhandlungen öffentlich geführt 
werden.“ {Brief von Lutz Taufer an die Tübinger 
Initiative in: Interim, Nr. 180, 13.02.1992, 32-37 
372. 
” Der Begriff der „Realpolitik" geht auf den 
ehemaligen 1848er Revolutionär Ludwig August 
von Rochau zurück, der diesen Begriff prägte, als 
er zum Bismarck-Anhänger wurde: „Realpolitik 
bewegt sich nicht in einer nebelhaften Zukunft, 
sondern im Gesichtskreis der Gegenwart, sie 
findet ihre Aufgabe (...} in der Erreichung konkre- 
ter Zwecke, und sie weiß sich, unter allem 
Vorbehalt, mit halben Resultaten zu begnügen, 
wenn die ganzen nun einmalbis aufweiteres nicht 
zu haben sind. (...) Es ist ihr eine Gewissenssa- 
che, die Menschen und die Dinge so zu sehen, 
wie sie sind, und demgemäß nur zu wollen, was 
sie kann.“ [Grundsätze der Realpolitik — ange- 
wandt auf die staatlichen Zustände Deutschlands 
(1853/1869), Frankfurt Berlin’Wien, 1972, [208], 
zitiert nach Wolfgang Kraushaar, Realpolitik als 
Ideologie. Von Ludwig August von Rochau zu 
Joschka Fischer, in: 1999, Heft 31988, 79-137 
(106) — Hervorhebungen von mir, R.L.]. Wolt- 
gang Kraushaar gibt ebd., 107, 133 f. folgende, 
ebenfalls bis heute noch gültige kritische Defini- 
tion der „Realpolitik“: „Sie ist anti-demokratisch" 
(massenfeindlich); „sie ist antifeministisch”; sie 
lehnt „alle Gesellschaftsentwürfe (ab). die nicht 
dem Bestehenden verhaftet bleiben (...) und sie 
ist antisozialistisch, weil der Gedanke an eine 
soziale Revolution die größte Gefahr für die 


deutsche Nationalpolitik* — die Gesellschaft — 
„darstellt.“ 
""* Auch Hanna Cash ging es erklärtermaßen um 
Anpassung. Sie erklärte ihre ethisches Politikkon- 
'zept ausdrücklich deshalb für richtig, „weil das 
(die Ethik, R.L.) aufkonservativ-reaktionärer Seite 
selbstverständlich ein ganz wichtiges Kampffeld 
um die Herzen und Köpfe der Menschen ist.“ 
(Hanna Cash, Auf ins Offene! Beitrag zur Diskus- 
sion mit den Gefangenen und der RAF, Beilage 
zum AK 329, 8.4.1991, 1-4[4]). Revolutionärtnnen 
müssen aber häufig, und so auch hier, das 
herrschende Terrain verlassen, um ihren Kampf 
führen zu können. 
""** Diesen Gedanken hatte zuvor schon Rochau, 
a.a.0. (Anm.**), 255 zitiertnach Kraushaar, a.a.O. 
(Anm.**), 111 entwickelt: Der sog. ‚politische 
Idealismus gehöre in den Bereich der Theorie. 
Seine Emanationen seien ‚Turnübungen des 
politischen Geistes‘, die eine positive Funktion nur 
in der ‚Rolle eines Vorläufers und Bahnbrechers‘ 
spielen könnten.“ Die ‚praktische Politik“ sei 
demgemäß nicht die Verwirklichung eines sol- 
chen — eben auf den Bereich der Theorie 
beschränkten! — „spekulativen Systems“; die 
„staatskunst“ sei vielmehr die „Kunst des Erfol- 
ges“. Daß eine solche pragmatische (praktizisti- 
sche) Verdrehung der manistischen These vom 
Primat der Praxis nicht nur mit einer reformisti- 
schen, sondern auch mit einer revolutionaristi- 
schen Politik einhergehen kann, hat die RAF im 
Konzept Stadtguerilla bewiesen: „Die Rote Armee 
Fraktion redet vom Primatder Praxis. Ob esrichtig 
ist, den bewaffneten Widerstand jetzt zu organi- 
sieren, hängt davon ab, ob es möglich; ob es 
möglich ist, ist nur praktisch zu ermitteln.” [Rote 
Armee Fraktion, Das Konzept Stadtguerilla, in: 
Redaktion (Hg.), Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) — Rote Armee Fraktion (RAF), Köln, 1988, 
5-13 (9)]. 
+ Brief von Lutz Taufer vom Januar 1992, S. 4: 
„hauptaufgabe des jahres 1992 für uns war nicht, 
diesen minister oder jenen geheimdienstklüngel 
als unmoralisch oder unehrlich zu entlarven, um 
daraus eine legitimation für jenes ominöse revo- 
lutionäre projekt zu saugen, das ansonsten keine 
erkennbaren eigenschaften besitzen würde.“ Wer 
ein solches Projekt verfolge, müsse ‚sich fragen 
lassen, ob er überhaupt noch politikfähig ist.“ 
Entsprechend auch das Papier „Einige Anmer- 
kungen...“, S. 1: „In den Diskussionen noch vor 
der RAF-Erklärung“ und nach der sog. Kinkel-In- 
itiative „wurden die Gruppen am ehesten hand- 
lungsfähig, denen jetzt politische Blauäugigkeit 
vorgeworfen wird.“ Und schließlich die Initiative 
zur Befreiung der politischen Gefangenen: „die 
linke hat die entlarvung der gesellschaftlichen 
verhältnisse als politisches mittel verloren {...) die 
initiativen aus der vergangenheit .sind zur zeit 
weder politik- noch kampffähig. zum teilnoch nicht 
einmal willens.* [Initiative..., a.a.O. (s. 8), 6 f.]. 
Joschka Fischer u.a. schrieben 1988 in ihrem 
„realpolitischen Manifest“ (ich werde Euch weiter 
unten im Haupttext noch etwas genauer über 
diesen grünen Anpassungsprozeß berichten): 
„Politikfähig“ sind diese Parteistrukturen der 
GRUNEN „schon lange nicht mehr, neuerdings 
erweisen sie sich kaum noch als protestfähig.“ 
[Joschka Fischer u.a., Sein oder Nichtsein, in: 
Sein oder Nichtsein. Entwürfe für ein realpoliti- 
sches Manifest, Juni 1988, 3-12 (3)]. 
++ Für die politische Konsequenz ist es durchaus 
gleich, ob die sprachliche Eliminierung des 
Antagonismus damit beginnt, statt ‚Arbeiterinnen‘ 
oder statt ‚Kapitalistinnen‘ ‚Menschen‘ zu sagen. 
— Mit der sprachlichen Eliminierung des Antago- 
nismus folgt die RAF — bewußt oder unbewußt 
— dem theoretischen Bezugspunkt vieler Ele- 
mente ihrer neuen und alten Theorie: der ‚Ver- 
dinglichungs-Theorie‘ von Georg Lukäcs. Danach 
bedeutet der „Unterschied, daß der Arbeiter der 
einzelnen Maschine, der Unternehmer dem gege- 
benen Typ der maschinellen Entwicklung, der 
Techniker dem Stand der Wissenschaft und der 
Rentabilität ihrertechnischen Anwendung gegen- 
über stehen muß (...) eine bloß quantitative 
Abstufung und unmittelbar keinen qualitativen 
Unterschied“ in der Verdinglichung deren Bewußt- 
seins (Georg Lukäcs, Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein, in: ders., Werke. Band 2, Neu- 
wied/Westberlin, 1968, 161-517 [273] zit. nach 
Argument-Sonderband 40 (Theorien über Ideolo- 
gie), Westberin, 1979, 51). So werden die 
Widersprüche in der Gesellschaft in Widersprü- 
che zwischen Mensch und Maschine umdefiniert. 
— In diesem Kontext erklärt sich auch der positive 
Bezug, den die RAF in ihrer April-Erklärung auf 
„Vertreter aus der Wirtschaft“ nimmt, die angeb- 
lich „Druck“ für eine „politische Lösung‘ machen 
(RAF, Interim 189, 5). 
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Wie die Lämmer zur Schlachtbank ...? 


Neue Bücher zu jüdischem Überleben und Widerstand 


„Der Jude‘ ist — philosemitisch 
betrachtet — nur Opfer, er ist — 
antisemitisch gesehen — feige. Bei- 
de Auffassungen verschmelzen 
letztlich in der selben Formel: Die 
Juden sind in die Vernichtung ge- 
gangen „wie die Lämmer zur 
Schlachtbank“. Eine Formel, die 
mal der Selbstentschuldung, mal 
der Schuldzuweisung dienlich ist. 


Es gab bei weitem nicht nur den einen 
Aufstand im Warschauer Ghetto, dessen 
50. Jahrestag im diesjährigen April recht 
vorwiegend aus staatspolitischen Inter- 
esse mit großem Aufwand gedacht wurde. 
Tatsächlich sind in rund hundert Ghettos 
in Polen, Litauen, Weißrußland und der 
Ukraine Gruppen mit dem Ziel des be- 
waffneten Aufstands gegen die Nazibesat- 
zer entstanden. Alleine in West- und 
Zentralpolen, dem „‚Generalgouverne- 
ment“ Nazi-Deutschlands, bildeten sich 
achtundzwanzig jüdische Partisanenein- 


heiten, in weiteren dreizehn gemischten 
Einheiten sur 


Seschenich kämpften 

sleendent jüdische PartisanInnen, 
teils in eigenen Formationen, teils gemein- 
sam mit sowjetischen Kampfgruppen. 

Die Existenz und Bedeutung des be- 
waffneten jüdischen Widerstands gegen 
Deportation und Vernichtung werde in der 
deutschsprachigen Forschung fast völlig 
ignoriert, heißt es im Vorwort zu Reuben 
Ainszteins Revolte gegen die Vernichtung, 
wofür eine Reihe von Gründen ausschlag- 
gebend gewesen sein mögen. Darunter der 
Umstand, ‚daß das seit Gründung der 
Bundesrepublik von akademischer wie 
politischer Seite geförderte Geschichtsbe- 
wußtsein offenbar mit dem Topos der 
Juden als Opfer der ‚Endlösung‘ besser 
vereinbar war als mit der Vorstellung eines 
Jüdischen Widerstandskampfs.“ Zudem 
gebe es nur wenige und meist kleine 
Verlage, klagt Ingrid Strobl im Vorwort zu 
Marek Edelmans Bericht Das Ghetto 
kämpft, die „es wagen, (...) Bücher von 
und über Juden, die auf Deutsche geschos- 
sen haben“, herauszubringen. 


Anläßlich des 50. Jahrestags des War- 
schauer Ghettoaufstands sind rund zwei 
Dutzend Bücher teils erstmals (in deut- 
scher Sprache) erschienen, teils wieder 
aufgelegt worden. Einige dieser Publika- 
tionen beziehen sich explizit auf den 
Jüdischen — auch bewaffneten — Wider- 
stand in den Ghettos und in Partisanen- 
gruppen. Ein weiterer, ebenfalls hier vor- 
gestellter Band (der nicht im Zusammen- 
hang des erwähnten Jahrestags erschien) 


ich will ak im Abonnement beziehen. 


hat das jüdische Überleben zum Gegen- 
stand. 

Geschichtliche Ereignisse sind nur dann 
tatsächlich zu begreifen, wenn sie nicht 
allein „im Lichte heutiger Erkenntnisse“, 
sondern gleichfalls „aus der Zeit ihres 
Geschehens heraus“ studiert werden. Soll 
im gegebenen Falle heißen: Wie haben die 
Juden im Polen der Naziherrschaft, wie 
haben die wenigen Kämpfenden und die 
vielen, die nicht kämpfen konnten, ihre 
Lage gesehen, welches waren ihre konkre- 
ten Lebens- und Kampfbedingungen? 

Marek Edelman, Führungsmitglied der 
Jüdischen Kampforganisation (ZOB), be- 
antwortet diese Fragen aus der Sicht des 
Kämpfers in seinem Bericht über das 
Warschauer Ghetto, den er unmittelbar 
nach der Befreiung 1944/45 verfaßte und 
der nun in deutscher Sprache vorliegt. 
Ingrid Strobl informiert in ihrem einleiten- 
den Essay (s. Vorabdruck in ak 353) über 
das historische Umfeld. 

Reuben Ainszteins Studie über den 
Aufstand im Warschauer Ghetto, 1979 in 
der Holocaust Library, New York, erschie- 


Men. 


nen, ist eine durchgesehene und ergänzte 
Fassung des entsprechenden Abschnitts 
aus Ainszteins Hauptwerk Jewish Resi- 
stance in Nazi-occupied Eastern Europe 
(1974), der bisher umfassendsten Arbeit 
zum Thema. Dieses Werk verfaßte Ain- 
sztein in ausdrücklicher Abgrenzung zu 
den Auffassungen von u.a. Hannah 
Arendt, Bruno Bettelheim und Raul Hil- 
berg, die die Existenz eines jüdischen 
Widerstands im wesentlichen negierten. 
(Hilberg handelt in seinem 800 Seiten 
starken Werk Die Vernichtung der europä- 
ischen Juden den jüdischen Widerstand in 
wenigen Sätzen ab und gelangt zu der 
Folgerung: „Während der Katastrophe 
von 1933-1945 waren die Fälle aktiven 
Widerstands rar und ohne Bedeutung.“) 
Gibt Edelman auf knapp fünfzig Buchsei- 
ten den authentischen Bericht eines Zeit- 
zeugen über die Jahre 1941-43 im Ghetto, 


konzentriert sich Ainsztein in seiner histo- ° 


rischen Studie auf die akribische Wieder- 
gabe des Aufstandes, bei dem es sich „um 
eine Volkserhebung in jedem Sinne han- 
delte, denn er beschränkte sich nicht auf 
die beiden Militärorganisationen, sondern 
wurde erst durch die Beteiligung tausen- 
der einfacher Menschen ermöglicht.“ 
(Ainszteins Hauptwerk wird dank des 
Engagements von Angehörigen des Insti- 
tuts für Politikwissenschaft der Universi- 
tät Oldenburg im Spätherbst endlich auch 
in deutscher Sprache vorliegen. Subskrip- 
tionsunterlagen über: Carl von Ossietzky- 
Universität Oldenburg, Institut für Politik- 
wissenschaft II, J. Paulsen, Postf. 2503, 
W-2900 Oldenburg.) 
Chaika Grossman hat ihren Bericht über 
den jüdischen Widerstand in Bialystok Die 
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Untergrundarmee kurz nach Kriegsende, 
und zwar 1948 in Israel, verfaßt. Ihre 
Autobiographie der Jahre 1939-45 ist (fast 
noch) aus dem unmittelbaren Erleben 
heraus entstanden und ‚beantwortet so, 
ähnlich wie Edelmans Bericht, authen- 
tisch die Frage nach den damaligen Über- 
lebensumständen und Kampfbedingun- 
gen. Das Buch handele, schreibt Ingrid 
Strobl im Vorwort, „von einer wahren 
Geschichte, die streckenweise wie ein 
Märchen klingt, obwohl sie von einem 
Alptraum erzählt. Chaika Grossman, eine 
der Anführerinnen des Widerstandes in 
dem von Deutschen besetzten Polen, 
berichtet in diesem Buch vom Kampf, den 
junge jüdische Frauen und Männer gegen 
die Vollstrecker der ‚Endlösung‘ führten. 
Sie erzählt von der deutschen Besatzung 
in ihrer Heimatstadt Bialystok, vom Ghet- 
to in diesem ehemals blühenden Zentrum 
jüdischen Lebens in Ostpolen, von der 
Organisierung des Widerstandes, vom 
Ghettoaufstand und dessen Niederschla- 
gung durch die Deutschen, von den 
Jüdischen Partisanen und den sechs ‚Mäd- 
chen‘, die deren Kampfgefährtinnen im 
städtischen Untergrund waren.“ 


Die polnische Journalistin Anka Gru- 
pinska hat in den Jahren 1989 und 1990 
sieben ehemalige Bewohner des War- 
schauer Ghettos in Israel und in Polen 
befragt, zusätzlich aufgenommen in den 
Band ist ein Gespräch mit Edelman, das 
1985, zur Zeit des Ausnahmezustands in 
Polen, für eine Untergrundzeitung mit ihm 
geführt wurde. Außer Edelman kommen 
hier nicht die „Prominenten“ zu Wort, 
sondern „‚einfache“ damalige Bewohne- 
Innen und KämpferInnen des Ghettos, die 
im Rückblick aus je unterschiedlichen 
Blickwinkeln von ihrem Erleben berich- 
ten. Alle Gespräche sind mit einem sorg- 
fältig gearbeiteten Anmerkungsapparat 
versehen. Ergänzt werden die Gespräche 
mit (insges. 81) Biogrammen fast aller 
erwähnten Personen. — „Wir sind nicht 
nach Treblinka gefahren“, schreibt Hanna 
Krall im Nachwort des Buchs‘\, Wir haben 
keine Minen gelegt. Wir haben keine 
passenden Anmerkungen auf Krankenkar- 
ten gemacht. Alles was wir können, ist, 
von Menschen erzählen, die das Ihrige 

getan haben. Welche Kraft werden diese 
Geschichten haben, die wir in dieser Welt 
des Vergessens erzählen?“ 


Bei aller berechtigten Kritik an der 
Ignoranz gegenüber dem jüdischen 
Widerstand bleibt wahr, daß der allergröß- 
te der Teil der unter die Herrschaft 
Nazi-Deutschlands geratenen Jüdinnen 
und Juden nicht kämpfte, weil sie aus 
objektiven Gründen nicht kämpfen konn- 
ten. Für die allermeisten ging es um 
Strategien des jüdischen Überlebens im 
Ghetto, wie der Untertitel eines Bandes 
lautet, indem einige der Vorträge enthalten 
sind, die auf einer Tagung zur Rezeptions- 
geschichte der „‚Judenräte“ gehalten wur- 
den. Bis heute werde, schreiben die 
Herausgeber, die den „‚Judenräten“ aufge- 
zwungene Zusammenarbeit mit den Nazi- 
Behörden als unmoralische Form der 
Kollaboration, der bewaffnete Widerstand 
hingegen als einzige angemessene Reakti- 
on gesehen. Demgegenüber wird in meh- 
reren Beiträgen zum Ghetto Lodz der 
Prozeß der Verstrickung der Opfer in eine 
auf ihre Vernichtung zielende Politik 
dargestellt. Dan Diner macht den auf den 
ersten Blick zwar befremdenden, aber 
gleichwohl bedenkenswerten Vorschlag, 
die Sichtweise der ‚‚Judenräte‘ als ‚„‚prak- 
tisch-erkenntnistheoretische Warte“ auf 
die Interpretation des Völkermords an den 
europäischen Juden insgesamt anzuwen- 
den. Es gelte, ..die ‚Judenräte’ in ihrer 
historischen Bedeutung sowohl für ein 
spezifisches jüdisches Verhalten gegen- 
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